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Die Folgen von Globalisierung und Europäisierung wie auch die Komplexität 

moderner Wissensgesellschaften haben die Rahmenbedingungen modernen 

Regierens in Deutschland grundlegend verändert. Der Nationalstaat hat in den 

international verflochtenen Entscheidungsarenen seinen exklusiven Hoheits-

anspruch eingebüßt. Gleichzeitig erfolgt demokratisches Regieren im modernen 

Staat immer weniger über hierarchische Steuerung, sondern über komplexe 

Aushandlungsprozesse zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren. 

Zivilgesellschaftspolitische Beteiligungsformen gewinnen an Bedeutung für die 

Legitimation politischer Entscheidungen. Politisches Handeln und Entscheiden 

wird wissens- und kommunikations- wie auch informationsabhängiger. 

In der Folge erweist sich nationale Politik mit der Konzeption und Umsetzung 

überzeugender Antworten auf politisch-gesellschaftliche Zukunftsfragen als 

zunehmend überfordert. An die Stelle strategiefähigen Regierens tritt, zusätz-

lich getrieben von den Anforderungen der Mediendemokratie, mehr und mehr 

die kurzatmige Orientierung an machtpolitisch motivierten Ad-hoc-Lösungen. 

Ausgehend von dieser Problemdiagnose besteht das Ziel des Projektes Opti-

mierung Politischer Reformprozesse darin, die Fähigkeit und Bereitschaft der 

deutschen Politik zur strategischen Planung und Durchführung von Reform- 

prozessen zu verbessern.
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Vorwort 
Schritt für Schritt wohlüberlegt vorgehen – genau das scheint in der 
Politik oft besonders schwierig. Zu schnell verändern sich Situatio-
nen und Konstellationen, zu komplex sind die Zusammenhänge. Und 
nicht zuletzt bleibt im Alltagsgeschäft häufig nicht die Zeit, um politi-
sche Prozesse in aller Ruhe von Anfang bis Ende zu durchdenken 
und zu planen. Einen Ablaufplan für politische Reformprozesse, der 
bloß zu befolgen ist, kann es nicht geben. Dennoch spricht einiges 
für die Annahme, dass eine gezielte Verschaltung von Reformschrit-
ten zur erfolgreichen Gestaltung des Wandels in demokratischen 
Gesellschaften beitragen kann. So verfolgte die finnische Regierung 
bei ihrer Altersarbeitsreform konsequent die Devise „Erst fördern, 
dann fordern!“: Erst nach einer Steigerung der Arbeits- und Bela-
stungsfähigkeit älterer Arbeitnehmer durch Fortbildungs- und Ge-
sundheitsprogramme erhöhte man das Renteneintrittsalter. Diese 
Strategie wurde im Jahr 2006 auch mit dem Carl-Bertelsmann-Preis 
ausgezeichnet (siehe Bertelsmann-Stiftung (Hrsg.), Älter werden – 
aktiv bleiben, Beschäftigung in Wirtschaft und Gesellschaft, Carl-
Bertelsmann-Preis 2006, Gütersloh 2006). 

Rückblickend scheint das gewählte Sequenzierungsmuster für den 
Prozessablauf in diesem Fall dazu beigetragen zu haben, dass sich 
die angestrebte Reform besser durchsetzen ließ und die gewünschte 
Wirkung erzielen konnte. Inwieweit lassen sich aber verallgemeine-
rungsfähige Aussagen treffen, ob eine gezieltere Verschaltung politi-
scher Reformschritte überhaupt möglich ist? Und welches 
Lernpotenzial birgt die Sequenzierung politischer Reformprozesse, 
um dem Kernanliegen des Projekts „Optimierung politischer Reform-
prozesse“ der Bertelsmann Stiftung – nämlich der Erhöhung der 
Strategie- und Reformfähigkeit der deutschen Politik – ein Stück 
näher zu kommen?   

In der Wissenschaft hat sich bisher vor allem die Ökonomie im Rah-
men der Transformationsforschung auf die Suche nach strategischen 
Reformsequenzen begeben. Die dabei ermittelten Sequenzierungs-
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regeln lassen sich jedoch sicherlich nicht ohne weiteres auf die Poli-
tik übertragen. Denn die Anforderungen an die Politik gehen über die 
an die Ökonomie hinaus. Aus demokratietheoretischer Perspektive 
muss die Politik nicht nur die Verfassungsprinzipien beachten, son-
dern zum Beispiel auch den Ansprüchen nach politischer Partizipati-
on und sozialer Inklusion Rechnung tragen. Konkrete Reformziele 
und Wege zu ihrer Erreichung stehen außerdem keinesfalls fest, 
sondern müssen im politischen Prozess ausgehandelt werden. Ge-
rade deshalb bedarf es einer spezifisch politischen Sicht auf Reform-
sequenzen.  

Und doch hat die politikwissenschaftliche Demokratieforschung das 
Thema der Reformsequenzierung bislang kaum beachtet. Aus die-
sem Grund hat sich die Bertelsmann Stiftung entschlossen, in dem 
vorliegenden Band der Reihe „Zukunft Regieren“ die Studien zweier 
Autoren zusammenzufassen, die sich grundsätzlich mit der Mach-
barkeit der strategischen Verschaltung einzelner Reformschritte aus-
einandersetzen. Da die Reihe als Plattform für externe Expertenbei-
träge konzipiert ist, geben diese Beiträge nicht die Stiftungsposition 
wieder. Ziel ihrer Veröffentlichung ist es vielmehr, die politische Stra-
tegiedebatte in Deutschland um einige interessante Denkanstöße zur 
Gestaltung und Gestaltbarkeit reformpolitischer Prozessabläufe zu 
bereichern.  

Professor Dr. Jürgen Beyer von der Universität Hamburg geht es in 
seinem Beitrag vor allem darum, Anknüpfungspunkte für die weitere 
Erforschung der Sequenzierung von Reformen aufzuzeigen. Er 
nimmt dafür zunächst eine Bestandsaufnahme der bisherigen Se-
quenzierungsforschung vor. Dabei beschränkt er sich nicht auf den 
ökonomischen Sequenzierungsbegriff der Transformationsforschung, 
sondern führt auch politikwissenschaftliche Analysen an, die explizit 
oder implizit Sequenzen in ihre Überlegungen mit einbeziehen.  

Konkrete Optimierungsempfehlungen finden sich in diesen Ansätzen 
allerdings kaum. Einen Grund dafür sieht Beyer darin, dass Reform-
sequenzen bisher kaum systematisch untersucht wurden. Hinzu 
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kommt die Schwierigkeit, konkrete Empfehlungen zur Abfolge von 
Reformschritten abzugeben. Dies liegt auch an den unterschiedli-
chen Motiven für die Sequenzierung von Reformschritten, die sich 
zum Teil überlagern. Deshalb empfehlen sich je nach Motivlage un-
terschiedliche Optimierungswege.  

Hier setzt Beyer an: Für die weitere Forschung schlägt er eine syste-
matische Untersuchung von Reformsequenzen vor, die nach Motiv-
lagen der maßgeblichen Akteure differenziert. Um solche Analysen 
zu erleichtern, entwirft er eine Typologie von vier Motivlagen. So 
kann eine Sequenzierung sinnvoll erscheinen, (1) weil auf Reform-
wirkungen spekuliert wird, (2) weil Interaktionseffekte berücksichtigt 
werden können, (3) weil es durch ein Vorgehen in mehreren Schrit-
ten möglich ist, Gelegenheitsfenster optimal zu nutzen, oder auch (4) 
weil sich so unkontrollierbare Interaktionen verhindern lassen.  

Diese vier Motivlagen differenziert Beyer wiederum hinsichtlich (1) 
der Situation, in der sie entstehen, (2) der plausiblen Sequenz, die 
sich in der jeweiligen Situation anbietet, (3) den Bedingungen, unter 
denen die Sequenzierung möglich ist, und (4) den zu erwartenden 
Schwierigkeiten. Es wird dabei deutlich, dass vor der Planung der 
Reformsequenz überprüft werden sollte, ob die Bedingungen für eine 
erfolgreiche Verschaltung von Einzelschritten erfüllt sind und ob mit 
den zu erwartenden Schwierigkeiten umgegangen werden kann.  

Während Jürgen Beyer versucht, die theoretischen Zugänge zur 
Sequenzierung zu systematisieren und für die politikwissenschaftli-
che Analyse nutzbar zu machen, fokussiert Professor Dr. Steffen 
Ganghof von der Universität Potsdam aus politikwissenschaftlicher 
Perspektive stärker auf die Frage, inwieweit die vergleichende Be-
fassung mit Reformsequenzierung relevante Lernpotenziale für die 
politische Praxis birgt. Grundlegend dafür ist die von ihm angeregte 
Unterscheidung von Wirkungssequenzierung und Durchsetzungsse-
quenzierung. 
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Bei der Wirkungssequenzierung beeinflusst ein früher umgesetzter 
Reformschritt die Wirkung eines später unternommenen Reform-
schritts. Dabei ist zu beachten, dass in der Politik die richtige Re-
formsequenz häufig umstritten ist und der politische Prozess in Folge 
der Befristung politischer Macht eine eigene zeitliche Dimension 
besitzt. Unterschiedliche Konstellationen und mögliche Einflussfakto-
ren gelungener und misslungener Wirkungssequenzierung in einem 
solchen Kontext verdeutlicht Ganghof an drei Fallbeispielen. So ist 
es möglich, dass eine umstrittene Sequenz zu einem erfolgreichen 
Ergebnis führt, wenn alle relevanten Vetospieler sie befürworten. Als 
Beispiel dafür nennt Ganghof die Finanzreform der deutschen Bun-
desregierung unter Helmut Kohl. Ist die Sequenz nicht kontrovers, 
sind heterogene Veto-Spieler-Konstellationen nicht unbedingt hinder-
lich, wie das Beispiel der Renten- und Arbeitspolitik in Finnland zeigt. 
Allerdings reicht Konsens über die Anordnung der Reformschritte 
nicht aus. Wird, wie bei den Steuerreformen in Norwegen und 
Schweden, die falsche Sequenz und der falsche Zeitpunkt ausge-
wählt, können die Reformen dennoch scheitern. Gerade die Wahl 
des richtigen Zeitpunkts kann zum Dilemma werden. Unterliegt doch 
der politische Kompromissbildungsprozess einer anderen zeitlichen 
Logik als die Wirtschaft: Das optimale wirtschaftspolitische Timing 
kann also im Widerspruch zum optimalen machtpolitischen Timing 
stehen. 

Bei der Durchsetzungssequenzierung beeinflusst ein früher umge-
setzter Reformschritt die Durchsetzbarkeit eines späteren Reform-
schritts. Ganghof identifiziert vier Grundtypen der Durchsetzungsse-
quenzierung, die er mit ausführlichen Analysen von Beispielen 
illustriert. Zwei Typen der Durchsetzungssequenzierung setzen bei 
der institutionellen Macht von Akteuren an. Handelt es sich hierbei 
um Vetoakteure, kann eine plausible Sequenz mit der Veränderung 
des Entscheidungssystems beginnen. Als Beispiel dafür nennt 
Ganghof die Abschaffung von Minderheitenvetos in Finnland (1992). 
Eine weitere denkbare Veränderung des Entscheidungssystems 
wäre die Einführung eines Mehrheitswahlrechts. Diese lehnt Gang-
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hof allerdings ab, da Verfassungsfragen nicht im Hinblick auf konkre-
te Reformen entschieden werden sollten und grundsätzliche Erwä-
gungen demokratischer Gerechtigkeit für Verhältniswahlsysteme 
sprechen.  

Ganghof verweist in seinem Papier auf zwei Möglichkeiten, die insti-
tutionelle Macht von einflussreichen Akteuren einzuschränken: Die 
Akteure können in die Politikformulierung eingebunden werden, wie 
bei der finnischen Rentenreform, oder sie können institutionell ge-
schwächt werden. Ein Beispiel für die zweite Strategie ist das Vorge-
hen der britischen Premierministerin Margaret Thatcher, die vor ihrer 
Wirtschaftsreform die institutionelle Macht der Gewerkschaften be-
schnitt.  

Zwei weitere Typen von Durchsetzungssequenzierung zielen auf die 
Veränderung von Reformpräferenzen potenzieller Reformgegner ab. 
Dies kann kooperativ oder konfrontativ geschehen. Beim kooperati-
ven Wandel von Reformpräferenzen wird zu Beginn der Sequenz die 
Situation der Akteure verbessert. Diese Logik steht hinter der Reform 
der finnischen Rentenpolitik (1995-2005), bei der die Reformgegner 
durch explizite Verhandlungen eingebunden wurden. Die Situation 
der potenziellen Reformgegner kann sich aber auch durch abstrakte 
ökonomische Maßnahmen wie Produktmarktreformen verbessern.  

Problematischer ist die Sequenzierung, wenn die Reformpräferenzen 
konfrontativ verändert werden, wie im Fall der spanischen Arbeits-
marktreform (1984-2000). Bei dieser Variante wird die Situation der 
Akteure in einem ersten Schritt so verschlechtert, dass die geplante 
Reform für sie attraktiver erscheint. Hierbei entsteht ein Paradoxon: 
Eine solche Strategie scheint nur plausibel, wenn relevante Ursache-
Wirkungsketten nicht zu unsicher und langfristig sind. Ist dies aber 
der Fall, durchschauen wiederum auch die potenziellen Reformgeg-
ner die Strategie und die Durchsetzbarkeit wird nicht erhöht.  

Bei der Betrachtung der verschiedenen Fälle von gelungener und 
misslungener Sequenzierung identifiziert Ganghof auch die Grund-
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voraussetzung für die erfolgreiche Verschaltung von Reformschrit-
ten: Es ist die vorausschauende Politiksteuerung. Wenn Probleme 
bereits eine große Dringlichkeit erlangt haben, ist systematische 
Sequenzierung kaum noch möglich.  

Beide Autoren sind sich darin einig, dass im Bereich der Sequenzie-
rung politischer Reformprozesse noch erheblicher Forschungsbedarf 
besteht. Beyer verdeutlicht exemplarisch an zwei Beispielen, wie 
Forschungslücken durch sequenzorientierte Betrachtung geschlos-
sen und Reformsequenzen als Erklärungsansätze für fundamentalen 
Wandel dienen können. Ganghof empfiehlt detaillierte und theore-
tisch fokussierte politikwissenschaftliche Fallstudien, um Erkenntnis-
se über Reformsequenzen zu gewinnen.  

Mit ihren Beiträgen bereiten die Autoren den Boden für weitere Ana-
lysen, indem sie versuchen, eine Systematik in das Forschungsfeld 
der Sequenzierung zu bringen. Die Bertelsmann Stiftung möchte mit 
der Veröffentlichung der beiden Studien in der Reihe „Zukunft Regie-
ren“ dazu ermutigen, hierzulande die Diskussion um diesen bislang 
vernachlässigten Aspekt reformpolitischer Steuerung zu vertiefen. 

 

Thomas Fischer                                                              Leonard Novy
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Steffen Ganghof 

Politikwissenschaftliche und politökonomische Perspektiven 
auf Reformsequenzierung – Typen, Mechanismen und länder-
vergleichende Fallbeispiele 

1. Einleitung 

Dieser Beitrag behandelt die Sequenzierung von Reformprozessen 
aus politikwissenschaftlicher und politökonomischer Perspektive und 
ist weitgehend komplementär zum Beitrag von Jürgen Beyer (2008) 
angelegt. Er geht von der Arbeitshypothese aus, dass die Sequen-
zierung von Reformen – das heißt die Wahl einer bestimmten zeitli-
chen Abfolge von Reformmaßnahmen – keine fundamental neuen 
Fragen aufwirft, sondern es sich um intertemporale Varianten be-
kannter Fragen der politischen Ökonomie von Reformen handelt. 

Im Kern geht es um Komplementaritäten zwischen unterschiedlichen 
Reformmaßnahmen respektive um die Frage, ob sich unterschiedli-
che Maßnahmen gegenseitig ergänzen. Je nach Art der Komple-
mentarität kann Sequenzierung vorteilhaft oder schädlich sein. Im 
zweiten Fall sollten Reformen gleichzeitig implementiert werden. Des 
Weiteren können sich Komplementaritäten entweder auf die Wirk-
samkeit oder auf die politische Durchsetzbarkeit von Reformen be-
ziehen. Ersteres wird im Folgenden als Wirkungskomplementarität 
bzw. Wirkungssequenzierung bezeichnet, letzteres als Durchset-
zungskomplementarität bzw. Durchsetzungssequenzierung (siehe 
Orszag und Snower 1998).  

Fragen der Sequenzierung als Varianten von allgemeinen Fragen 
der politischen Ökonomie von Reformen anzusehen, erlaubt es den 
theoretischen und empirischen Blick zu weiten. Dies erscheint sinn-
voll, weil viele ausführlich diskutierte Probleme der Sequenzierung in 
Lateinamerika und Osteuropa nur begrenzt auf die westlichen De-
mokratien übertragbar sind. Empirische Fallbeispiele, aus denen 
man praxisrelevante Erkenntnisse über die Sequenzierung von Re-
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formen gewinnen könnte, sind generell schwer zu finden, weshalb 
eine Erweiterung des Suchrasters wünschenswert ist.  

Im Folgenden wird für Fragen der Wirkungssequenzierung und für 
Fragen der Durchsetzungssequenzierung jeweils eine etwas andere 
Analyseperspektive eingenommen. Bei Fragen der Durchsetzungs-
sequenzierung ist eine unmittelbare Anknüpfung an gut entwickelte 
politikwissenschaftliche und politökonomische Literaturen über Ge-
setzgebungs- und Reformprozesse möglich (Scharpf 2000; Haggard 
und McCubbins 2001; Tsebelis 2002; Castanheira et al. 2006). Hier 
geht es im Wesentlichen darum, (1) allgemeine Argumente auf die 
spezifischen Fragen von Sequenzierung anzuwenden, (2) auf dieser 
Basis grundlegende Typen der Durchsetzungssequenzierung zu 
unterscheiden und (3) Fallbeispiele für die einzelnen Typen zu fin-
den, anhand derer sich die Spezifika und Probleme sequenzierter 
Reformen explorativ diskutieren lassen. Die im Folgenden vorrangig 
diskutierten Beispiele für Durchsetzungssequenzierung beziehen 
sich auf Arbeitsmarktreformen in Großbritannien und Spanien sowie 
institutionelle Reformen und rentenpolitische Maßnahmen in Finn-
land.  

Bei Fragen der Wirkungssequenzierung ist es mit der Anwendung 
bestehender Argumente nicht getan, da diese Argumente aus-
schließlich aus dem ökonomischen Forschungsbereich stammen und 
häufig auf einer Reihe wenig plausibler Prämissen basieren. Eine 
dieser Prämissen ist, dass sich die relevanten Steuerungsakteure 
über die ‚richtige’ Reformsequenz einig sind. Tatsächlich hat jedoch 
die Literatur über Sequenzierung in Osteuropa und Lateinamerika 
gezeigt, dass die richtige Reformsequenz häufig tief greifend umstrit-
ten ist und sich von Land zu Land und Periode zu Periode unter-
scheiden kann (Nsouli, Rached und Funke 2005). Eine weitere 
Prämisse wirtschaftswissenschaftlicher Studien ist, dass die relevan-
ten Steuerungsakteure selbst keinen zeitlichen Beschränkungen 
unterliegen und vorrangig von dem Ziel angetrieben sind, die Re-
formsequenz ökonomisch zu optimieren. Tatsächlich wissen wir je-
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doch, dass politische Prozesse eigenen zeitlichen „Gesetzmäßigkei-
ten“ unterliegen, die aus der periodischen Befristung politischer 
Macht resultieren (Riescher 1994; Döring 1995; Goodin 1998; Linz 
1998).  

Die Aufgabe einer politikwissenschaftlichen Perspektive auf praxis-
relevante Fragen der Reformsequenzierung wäre es, die Grundbe-
dingungen von (1) kognitiver Unsicherheit, (2) politischer Uneinigkeit 
und (3) politischer Zeit zum Ausgangspunkt der Überlegungen zu 
machen. Für solch eine Perspektive finden sich in der Literatur der-
zeit kaum Ansatzpunkte. Hier kann deshalb nur ein allererster kleiner 
Schritt in diese Richtung unternommen werden.  

Dazu werden kurze Fallbeispiele von Wirkungssequenzierung im 
Hinblick auf die Rolle politischer Uneinigkeit und politischer Zeit ana-
lysiert. Wichtig ist dabei auch, ein weit verbreitetes methodisches 
Problem beratungsorientierter Fallanalysen zu vermeiden, das in der 
ausschließlichen Analyse von Erfolgsfällen besteht (King, Keohane 
und Verba 1994). Betrachtet werden zwei Fälle, die in der Literatur 
als Beispiele gelungener Sequenzierung gelten: die Finanzpolitik der 
deutschen Bundesregierung unter Helmut Kohl vor der Wiederverei-
nigung (Fels et al. 1987; Hellwig und Neumann 1987) sowie die Ren-
ten- und Arbeitspolitik der finnischen „Regenbogenkoalition“1 (Barth, 
Heimer und Pfeiffer 2006; Prager und Schoof 2006). Zudem werden 
auch zwei weithin anerkannte Fälle misslungener Sequenzierung 
analysiert: die Liberalisierung der Kreditmärkte in Schweden und 
Norwegen, welche vor einer grundlegenden Reform der Einkom-
mensteuersysteme durchgeführt wurde (Huber und Stephens 1998). 

                                                  
1 Die sogenannte „Regenbogenkoalition“ in Finnland war die von Paavo 
Lipponen von 1995 bis nach den Wahlen 2003 geführte finnische Regierung 
aus Sozialdemokraten, Konservativen, Linksbund, Schwedischer Volkspartei 
und Grünen (bis 2002, Ausstieg der Grünen nach Entscheidung für den Bau 
des 5. Kernreaktors). 
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Die Diskussion gliedert sich wie folgt: Das nächste Kapitel erläutert 
verschiedene Grundfragen, die man in Bezug auf Sequenzierung 
stellen kann und differenziert zwischen zwei grundlegenden Arten 
von Sequenzierung. Kapitel 3 unterscheidet wesentliche Typen von 
Akteuren, die bei der Sequenzierung von Reformen eine Rolle spie-
len können. In Kapitel 4 wird dann die Wirkungssequenzierung und 
in Kapitel 5 die Durchsetzungssequenzierung behandelt, im An-
schluss erfolgt in Kapitel 6 eine Zusammenfassung der wesentlichen 
Ergebnisse in Thesen und schließt mit Anregungen für die weitere 
Forschung.  
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2. Fragen und Typen der Sequenzierung 

Zwei grundlegende Fragen kann man in Bezug auf die Sequenzie-
rung stellen: eine Ob-Frage und eine Wie-Frage. 

- Bei der Ob-Frage geht es darum, ob Reformen überhaupt 
bewusst nacheinander geschaltet werden sollten oder ob 
man nicht vielmehr versuchen sollte, möglichst viele Refor-
men gleichzeitig umzusetzen. Bei dieser Frage geht es im 
Wesentlichen um die bekannte Wahl zwischen „Big Bang“ 
und Gradualismus.  

- Die Wie-Frage setzt voraus, dass die Ob-Frage zugunsten 
einer bewussten Sequenzierung entschieden wurde und 
dreht sich darum, in welcher Reihenfolge Reformschritte 
stattfinden sollten. 

Es lassen sich zudem zwei grundlegende Typen der Sequenzierung 
unterscheiden, die hier als Wirkungs- und Durchsetzungssequenzie-
rung bezeichnet werden sollen.  

- Wirkungssequenzierung: Eine früher umgesetzte „Policy“ hat 
einen positiven Einfluss auf die Wirkung einer später umge-
setzten „Policy“. 

- Durchsetzungssequenzierung: Eine früher umgesetzte „Poli-
cy“ hat einen positiven Einfluss auf die politische Durchsetz-
barkeit einer später umgesetzten „Policy“.  

Wirkungs- und Durchsetzungssequenzierung schließen sich freilich 
nicht gegenseitig aus, die früher umgesetzte Maßnahme kann so-
wohl die politische Durchsetzbarkeit als auch die Wirkung der später 
umgesetzten Maßnahme erhöhen. Die unten eingehend analysierte 
finnische Reformpolitik zum Umgang mit dem demografischen Wan-
del kann hier als Beispiel dienen (Prager und Schoof 2006; Barth, 
Heimer und Pfeiffer 2006). In Finnland wurde 1997 ein umfassendes 
– 2006 mit dem Carl-Bertelsmann-Preis ausgezeichnetes – Pro-
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gramm zur Verbesserung der Arbeitschancen Älterer (FINPAW – 
Finnish National Programme for Ageing Workers) beschlossen. Mit 
der Rentenreform im Jahr 2005 wurde dann das formale Rentenein-
trittsalter erhöht und flexibilisiert. Diese Sequenz kann man so inter-
pretieren, dass das FINPAW sowohl die Akzeptanz der Reform von 
2005 als auch deren Wirksamkeit in Bezug auf die Erwerbsquoten 
älterer Arbeitnehmer verbessert hat (mehr zu dieser Interpretation 
später in diesem Beitrag).  

Dieses Gutachten betrachtet sowohl die Wirkungs- als auch die 
Durchsetzungssequenzierung, konzentriert sich aber vorrangig auf 
die Wie-Frage, also die Frage, wie Reformsequenzen aussehen 
sollten, um die ökonomische Wirksamkeit oder politische Durchsetz-
barkeit von Reformen zu verbessern. Im Folgenden soll auch kurz 
auf die Ob-Frage eingegangen werden. Dazu ist es hilfreich, die 
beiden Unterscheidungen miteinander in Beziehung zu setzen. Ta-
belle 1 stellt zu diesem Zweck die vier grundlegenden Perspektiven 
auf die Sequenzierung dar, die sich aus der Kreuztabellierung der 
beiden Antworten auf die Ob-Frage und der beiden Typen von Se-
quenzierung ergeben.  

Wirkungssequenzierung 

Ein einfaches makroökonomisches Beispiel für eine ökonomische 
Begründung von Sequenzierung ist die Wirtschaftspolitik in der An-
fangsphase der deutschen Bundesregierung unter Helmut Kohl, auf 
die unten näher eingegangen werden wird. Eine als dringend not-
wendig erachtete Steuerreform und -entlastung war in diesem Fall 
verschoben worden, bis die Haushaltskonsolidierung hinreichend 
weit vorangeschritten war. Ein zentraler Grund dafür war die Über-
zeugung, dass die Steuerreform nur dann die gewünschte Wirkung 
entfalten würde, wenn vorher bei Bürgern und Unternehmen die Er-
wartung erzeugt worden war, dass die Steuerentlastung tatsächlich 
dauerhaft sein würde. In diesem Fall sprachen ökonomische Gründe 
für Sequenzierung.  
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Tabelle 1: Grundlegende Perspektiven auf Sequenzierung 

 

Begründung mit 
Blick auf 

Sequenzierung 

Ja 

Sequenzierung 

Nein 

- Wirksamkeit Wirkungs-
sequenzierung 

Verbesserte    
Wirksamkeit durch 
sequenzierte Re-
formen 

Wirkungsorientierte 
Gleichzeitigkeit 

Verbesserte       
Wirksamkeit durch 
gleichzeitige Refor-
men 

- Durchsetzbarkeit Durchsetzungs-
sequenzierung 

Verbesserte     
Durchsetzbarkeit 
durch sequenzierte 
Reformen 

Durchsetzungsori-
entierte Gleichzei-
tigkeit 

Verbesserte        
Durchsetzbarkeit 
durch gleichzeitige 
Reformen 

Quelle: Eigene Darstellung  

 
Wirkungsorientierte Gleichzeitigkeit  

Ein ökonomisches Argument gegen die Sequenzierung findet sich 
zum Beispiel bei Coe und Snower (1996). Sie nehmen an, dass die 
Komplementaritäten zwischen unterschiedlichen, vermeintlich be-
schäftigungsfördernden Reformen (zum Beispiel Reformen von 
Lohnersatzleistungen, Kündigungsschutz und Sozialabgaben) so 
stark sind, dass partielle Reformen des Arbeitsmarkts kaum wirksam 
sein können. Nur die gleichzeitige Reform aller wichtigen Aspekte 
des Arbeitsmarkts verspreche Erfolg. Coe und Snower vertreten also 
die „Big Bang“-These in Bezug auf die beschäftigungspolitischen 
Reformen in westlichen Demokratien.  
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Durchsetzungsorientierte Gleichzeitigkeit 

Denselben Konflikt zwischen Gleichzeitigkeit und Sequenzierung 
findet man, wenn man den Fokus auf die politische Durchsetzbarkeit 
von Reformen richtet. In der Tat haben Orszag und Snower (1998) 
das Argument der ökonomischen Komplementaritäten mit einem 
Argument der politischen Komplementaritäten ergänzt. Die politische 
Durchsetzbarkeit partieller Reformen sei geringer, weil sie Kosten für 
einzelne Gruppen mit sich brächten, der gesamtwirtschaftliche Nut-
zen aber wegen der ökonomischen Komplementaritäten ausbliebe. 
Dazu tritt nun die Idee, dass es durch gleichzeitige, kombinierte Re-
formen leichter wird, Reformverluste bestimmter Gruppen durch Ge-
winne an anderen Stellen des Reformpakets zu kompensieren 
(Orszag und Snower 1998: 331). Ein ganz ähnliches Argument ent-
wickeln Martinelli und Tommasi (1997). Durch gleichzeitige Refor-
men würden Koppelgeschäfte ermöglicht und so ließe sich 
inkonsistentes Handeln im Zeitverlauf vermeiden. Im Ergebnis würde 
Nicht-Sequenzierung somit die Wahrscheinlichkeit struktureller Re-
formen erhöhen.  

Ein einfaches Beispiel für bewusste Nicht-Sequenzierung in der 
deutschen Politik ist die mehrmals gescheiterte Abschaffung der 
Eigenheimzulage in der Endphase der rot-grünen Bundesregierung. 
Zwischen der Bundesregierung und dem CDU/CSU-dominierten 
Bundesrat bestand im Prinzip Einigkeit darüber, dass die Eigenheim-
zulage abgeschafft werden sollte. Die CDU/CSU verfolgte jedoch ein 
umfassendes Steuerreformmodell, in dem die Abschaffung der Ei-
genheimzulage dringend als Gegenfinanzierung gebraucht wurde 
(siehe Ganghof 2004). Es war absehbar, dass das geplante Steuer-
reformpaket später politisch weniger attraktiv erscheinen würde, 
wenn die Abschaffung der Eigenheimzulage bereits zuvor ‚ver-
schenkt’ worden wäre.  
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Durchsetzungssequenzierung 

Der Fokus auf politische Durchsetzbarkeit und Komplementaritäten 
kann allerdings auch zu Argumenten für bewusste Sequenzierung 
führen. Ein prominentes Beispiel in der aktuellen ökonomischen Lite-
ratur betrifft den Zusammenhang zwischen Produkt- und Arbeits-
marktreformen. Eine Reihe von Autoren argumentiert, dass über 
diese beiden Reformbereiche hinweg politische Komplementaritäten 
bestehen, welche durch bewusste Sequenzierung genutzt werden 
können (Høj et al. 2006; Fiori et al. 2007). Im Kern geht es darum, 
erst den Wettbewerb auf Produktmärkten zu vergrößern, um im zwei-
ten Schritt Arbeitsmarktreformen leichter durchsetzen zu können: 
„sequencing reforms to deal first with product markets could make it 
easier to overcome political opposition to labour market deregulation 
later on“ (Fiori et al. 2007: 27). Auf die einzelnen Wirkungsmecha-
nismen, die hinter dieser Erwartung stehen, wird in der weiteren Ar-
gumentation noch näher eingegangen. 

Zwischenfazit 

Dass sich kein einheitliches Bild ergibt, ist nicht verwunderlich. Er-
stens hat die Literatur über Reformsequenzierung gezeigt, dass ge-
neralisierte Empfehlungen äußerst schwierig oder sogar unmöglich 
sind (Nsouli, Rached und Funke 2005). Bei Fragen der politischen 
Durchsetzbarkeit muss die jeweilige politische Konstellation eines 
Landes einbezogen werden. Und bei Fragen der ökonomischen 
Komplementarität muss jeweils der spezifische Wirkungszusammen-
hang der relevanten Reformmaßnahmen betrachtet werden. Zwei-
tens können auch in denselben politischen oder ökonomischen 
Konstellationen unterschiedliche Mechanismen wirksam sein, von 
denen einige in Richtung Sequenzierung und andere in Richtung 
Gleichzeitigkeit weisen. Und drittens ist es möglich, dass ökonomi-
sche Komplementaritäten für Gleichzeitigkeit sprechen, politische 
Komplementaritäten dagegen für Sequenzierung – oder umgekehrt.  
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Im Folgenden sollen die möglichen Gründe für Nicht-Sequenzierung 
nicht näher betrachtet werden. Der Fokus liegt stattdessen auf unter-
schiedlichen Typen der Sequenzierung sowie den möglichen Grün-
den für den Erfolg oder Misserfolg bei der Sequenzierung von 
Reformen.
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3. Akteure der Sequenzierung 

Sequenzierungsentscheidungen werden hier aus akteurszentrierter 
Perspektive analysiert. Der analytische Fokus liegt dabei auf kollekti-
ven Akteuren wie Parteien und Interessengruppen. Freilich können 
auch die (Wahl-)Bürger bei Sequenzierungsentscheidungen eine 
wichtige Rolle spielen. Deren Rolle wird im Folgenden nicht explizit 
berücksichtigt (siehe Glaab 2007), allerdings wird angenommen, 
dass sich im Verhalten von parlamentarischen Parteien und Interes-
sengruppen unter anderem auch das Meinungsbild in der (Wahl-) 
Bevölkerung widerspiegelt.  

Tabelle 2: Akteure bei Sequenzierungsentscheidungen 

Zustimmung 
notwendig? 

Zustimmung 
hinreichend? 

Ja Nein 

Ja (Diktator) entscheidender  

Akteur 

Nein Vetoakteur einflussreicher Akteur 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Strøm und Swindle (2002: 579) 

 
Auf der Basis von Strøm und Swindle (2002: 579) unterscheidet Ta-
belle 2 drei Typen von Akteuren, die bei politischen Reformprozes-
sen in Demokratien eine Rolle spielen können. Die Zustimmung von 
Vetoakteuren oder Vetospielern (Tsebelis 1995, 2002) ist notwendig, 
aber in der Regel nicht hinreichend. Vetospieler sind vor allem Ak-
teure, die formale Vetomacht im Gesetzgebungsprozess besitzen. 
Interessengruppen sind somit keine Vetoakteure. Sie können aber 
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äußerst einflussreiche Akteure sein. Solche Akteure können die Ver-
änderung des Status quo formal nicht verhindern, aber sie können 
Widerstand gegen Reformen mobilisieren. Seltener sind entschei-
dende Akteure. Deren Zustimmung ist zwar (formal) nicht notwendig, 
aber wenn sie gegeben ist, ist sie auch hinreichend, um den Status 
quo zu verändern. Wie wir sehen werden, sind die finnischen Sozial-
partner und insbesondere die Gewerkschaften dem Status eines 
entscheidenden Akteurs in der finnischen Rentenpolitik sehr nahe 
gekommen (Kangas, Lundberg und Ploug 2006: 27). Die logisch 
implizierte vierte Kategorie des Diktators, dessen Zustimmung so-
wohl notwendig als auch hinreichend ist, spielt in demokratischen 
politischen Prozessen keine Rolle. In Demokratien fallen am ehesten 
Mehrheitsregierungen von nur einer, äußerst disziplinierten Partei in 
diese Kategorie.  

Welche Akteure als Vetospieler betrachtet werden können, ist in der 
Politikwissenschaft zum Teil umstritten. In parlamentarischen Demo-
kratien betrachtet Tsebelis (2002) neben dem Ausnahmefall einer 
‚starken’ Zweiten Kammer die Regierungsparteien als Vetospieler 
(zum Konzept der ‚starken’ Zweiten Kammer siehe Lijphart 1999). 
Diese Sicht vereinfacht aber zu stark: Im Falle von Minderheitsregie-
rungen können auch Oppositionsparteien zu Vetoakteuren werden, 
im Falle übergroßer Koalitionen können bestimmte Koalitionspartner 
ihren Status als Vetospieler verlieren (Ganghof und Bräuninger 
2006). 

Vetoakteure können sowohl Subjekte als auch Objekte von Sequen-
zierungsentscheidungen sein. Vorrangig sind sie Subjekte von Wir-
kungs- und Durchsetzungssequenzierung. Sie müssen über die 
Abfolge von Reformen entscheiden. Eine nahe liegende Hypothese, 
die sich aus der Literatur über Vetospieler ergibt, ist, dass heteroge-
ne Vetospielerkonstellationen systematische Reformsequenzen un-
wahrscheinlicher machen. Diese Hypothese wird in Kapitel 4 einer 
genaueren Analyse unterzogen. Vetospieler können aber auch Ob-
jekte der Durchsetzungssequenzierung sein. Dies ist dann der Fall, 
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wenn Reformen des Entscheidungssystems am Anfang einer Re-
formsequenz stehen. Darauf wird in Kapitel  5 näher eingegangen.  

Einflussreiche und entscheidende Akteure können ebenfalls Subjek-
te und Objekte von Sequenzierungsentscheidungen sein. Vorrangig 
sind sie Objekte politischer Sequenzierung. Die relevanten Vetospie-
ler können versuchen, den potenziellen Reformwiderstand einfluss-
reicher oder entscheidender Akteure zu vermeiden oder abzuschwä-
chen. Werden diese Akteure allerdings umfassend in den Prozess 
der Politikformulierung eingebunden, können sie auch zu Subjekten 
von Wirkungssequenzierung werden.  
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4. Wirkungssequenzierung 

Wirkungssequenzierung wurde oben definiert als bewusste Nachein-
anderschaltung zweier Reformmaßnahmen, wobei die früher umge-
setzte Maßnahme einen positiven Einfluss auf die Wirkung der spä-
ter umgesetzten Maßnahme ausübt. „Positiver Einfluss“ ist dabei 
sehr weit zu verstehen. Die frühere Maßnahme kann zum Beispiel 
die beabsichtige (Haupt-)Wirkung der späteren verstärken, sie kann 
aber auch deren negative (Neben-)Wirkung abschwächen. Für beide 
Fälle werden in diesem Abschnitt Beispiele angeführt. 

Der Begriff „Wirkungssequenzierung“ beinhaltet nicht, dass politik-
wissenschaftliche Fragen keine Rolle spielen. Im Gegenteil: Ein De-
siderat für zukünftige Forschung über Sequenzierung ist die stärkere 
Berücksichtigung politikwissenschaftlicher Perspektiven. Die domi-
nierende wirtschaftswissenschaftliche Perspektive auf Wirkungsse-
quenzierung fragt im Kern nach der ‚richtigen’ Sequenz. Die Antwort 
kann entweder aufgrund von theoretischen Überlegungen oder empi-
rischen Generalisierungen erfolgen. In einer systematischen politik-
wissenschaftlichen Perspektive auf Sequenzierung müssten dage-
gen zwei Tatsachen eine zentrale Rolle spielen. 

Die erste Tatsache ist, dass die richtige Reformsequenz im politi-
schen Prozess häufig äußerst umstritten sein wird. Jede Sequenzie-
rung basiert auf einer Theorie darüber, welcher Zusammenhang 
zwischen Reformmaßnahmen besteht – und diese Theorien sind 
häufig auch innerhalb der Regierung umstritten. Unter diesen Bedin-
gungen helfen ökonomische Modelle, die implizit einen Konsens 
über die richtige Sequenz voraussetzen, häufig nur begrenzt. Viel-
mehr stellt sich die Frage, ob Sequenzierung unter Bedingungen von 
politischer Uneinigkeit überhaupt möglich ist und wenn ja, in welcher 
Form.  

Die zweite Tatsache ist, dass der politische Prozess eine eigene 
zeitliche Logik besitzt, die aus der Befristung politischer Macht folgt 
(Riescher 1994; Döring 1995; Goodin 1998; Linz 1998). Die Anforde-
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rungen der Wirkungssequenzierung müssen somit in Einklang ge-
bracht werden mit den Anforderungen politischen Timings.  

Im Folgenden sollen drei kurze Fallbeispiele von Wirkungssequen-
zierung diskutiert werden. Tabelle 3 charakterisiert diese Fälle an-
hand zweier Fragen. Im Einklang mit den obigen Überlegungen stellt 
sich zum einen die Frage, inwiefern die Logik von Sequenzierung 
wirtschaftstheoretisch generell umstritten war, zum anderen gilt es zu 
ermitteln, ob die Sequenzierung zum Erfolg führte. Die Analyse miss-
lungener Reformsequenzen wird in der einschlägigen Literatur gene-
rell vernachlässigt. Sie ist indes wichtig, um einseitigen Schlussfolge-
rungen vorzubeugen (King, Keohane und Verba 1994). 

Tabelle 3: Drei Fallbeispiele der Wirkungs-Sequenzierung 

Logik der    
Sequenzierung 
theoretisch 
umstritten? 

Sequenzierung 
erfolgreich? 

Ja  Nein  

Ja Finanzpolitik in 
Deutschland 
(1982-1989) 

Renten- und Arbeitspolitik 
in Finnland (1995-2005) 

Nein  Finanzmarktliberalisierung 
und Steuerreform in Nor-
wegen und Schweden     
(1984-1991) 

Quelle: Eigene Darstellung 

 
Die deutsche Finanzpolitik zwischen 1982 und 1987 ist ein Beispiel 
gelungener Sequenzierung auf der Basis einer umstrittenen ökono-
mischen Theorie. Die finnische Renten- und Arbeitspolitik wird dage-
gen als Beispiel für gelungene Sequenzierung auf der Basis wenig 
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kontroverser ökonomischer Annahmen behandelt. Sie kann darüber 
hinaus auch als Beispiel gelungener Durchsetzungssequenzierung 
verstanden werden. Darauf wird in Kapitel 5 näher eingegangen. 
Hier liegt der Fokus auf Aspekten der Wirkungssequenzierung. Die 
Gegenüberstellung gelungener Sequenzierung in Deutschland und 
Finnland in diesem Abschnitt ist hilfreich, um die Kernaussagen der 
einflussreichen Vetospielertheorie (Tsebelis 2002) auf Fragen der 
Sequenzierung zu beziehen. Das dritte Beispiel ist die misslungene 
Sequenzierung der Kapitalmarktliberalisierung und Einkommensteu-
erreform in Schweden und Norwegen. 

Neben der Kontrastierung gelungener und gescheiterter Sequenzie-
rung sowie umstrittener und nicht umstrittener Sequenzierung ist 
auch die Gegenüberstellung von Deutschland und Skandinavien von 
Interesse. Das deutsche politische System wird üblicherweise als 
ungünstiger Rahmen für gelungene Reformsteuerung angesehen, 
während die skandinavischen Länder häufig als Beispiele eines vor-
teilhaften institutionellen Umfelds dargestellt werden. Vor diesem 
Hintergrund kann die Analyse des deutschen Erfolgs und des skan-
dinavischen Scheiterns in der Sequenzierung von Reformen wertvol-
le Einsichten liefern.  

In den drei kurzen Fallbeispielen kann es freilich nicht darum gehen, 
Hypothesen zu ‚testen’. Vielmehr ist das Ziel, unterschiedliche Kon-
stellationen und mögliche Einflussfaktoren gelungener und misslun-
gener Sequenzierung zu verdeutlichen. 

 
4.1 Gelungene Wirkungssequenzierung: Deutschland und 

Finnland 

Finanzpolitik in Deutschland 1982 – 1987 
Die Finanzpolitik der deutschen Bundesregierung unter Helmut Kohl 
nach dem Regierungswechsel 1982 kann als Beispiel gelungener 
Sequenzierung von Reformpolitik auf der Basis einer kontroversen 
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Sequenzierungstheorie angesehen werden. Bekanntlich strebte die 
Regierung Kohl einen grundlegenden wirtschaftspolitischen Rich-
tungswechsel an (Zohlnhöfer 2001). Zentraler Bestandteil dieses 
Wechsels war eine veränderte Finanzpolitik: Einerseits wollte die 
Regierung eine grundlegende Haushaltskonsolidierung erreichen, 
andererseits sollten breite Einkommensschichten durch eine umfas-
sende Steuerreform entlastet werden.  

Es stellte sich die Frage der richtigen Reformsequenz, die von unter-
schiedlichen ökonomischen Theorien divergent beantwortet wurde. 
Die Regierung war fest entschlossen, erst die Haushaltskonsolidie-
rung weitgehend abzuschließen, bevor eine umfassende Einkom-
mensteuerreform und -entlastung in Angriff zu nehmen war. Aus 
keynesianischer Sicht war diese Sequenz äußerst problematisch, da 
negative Auswirkungen auf die Konjunktur zu erwarten waren (siehe 
Scharpf 1987: 193-198). Die Sequenz der Regierung basierte jedoch 
auf einer ‚nicht-keynesianischen’ Sicht der Konsolidierungspolitik, die 
zuvor bereits vom Sachverständigenrat skizziert worden war und die 
später in der wirtschaftspolitischen Literatur eingehender analysiert 
und gerechtfertigt wurde (Fels et al. 1987; Hellwig und Neumann 
1987). Diese Beiträge wiederum waren Ausgangspunkt für eine mitt-
lerweile umfangreiche Literatur über die möglichen „nicht-
keynesianischen Effekte“ der Haushaltskonsolidierung (siehe etwa 
Giavazzi und Pagano 1990, 1996).  

Die von der Regierung gewählte Sequenz war aus nicht-keyne-
sianischer Sicht unter anderem deshalb entscheidend, weil es darum 
ging, die Erwartungen der Wirtschaftssubjekte nachhaltig zu verän-
dern. Die positiven Wirkungen einer Steuerentlastung können sich 
aus dieser Sicht nur dann einstellen, wenn die Steuerzahler wirklich 
glauben, dass die Steuerentlastung nachhaltig ist – und dazu bedür-
fe es der vorgängigen Haushaltskonsolidierung. 

Hellwig und Neumann (1987: 133-138) zeigen, dass die Regierung 
Kohl (vor der Wiedervereinigung) das Ziel einer Konsolidierung des 
Haushalts bis 1987 weitgehend erreicht hatte. Sie sind darüber hin-
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aus auch der Meinung, dass diese Konsolidierung die gewünschte 
nicht-keynesianische Wirkung hatte. Hier soll jedoch nicht diskutiert 
werden, wie plausibel diese Einschätzung ist. Darüber hinaus müss-
ten für eine ökonomische Evaluation der Sequenzierung auch die 
Wirkungen der nachfolgenden Steuerreform in die Analyse einbezo-
gen werden, denn die Annahme der Regierung war, dass die Steuer-
reform nach einer erfolgreichen Haushaltskonsolidierung wirksamer 
sein würde. Dieser zweite Evaluationsschritt ist schwer durchführbar, 
weil sich das ökonomische Umfeld durch die Wiedervereinigung und 
einen stärker werdenden Steuerwettbewerb dramatisch verändert 
hat (Ganghof 2004). Aus politikwissenschaftlicher Sicht sind diese 
Probleme der Evaluation nicht entscheidend, wichtig ist vielmehr, 
dass eine systematische Reformsequenz geplant und systematisch 
umgesetzt wurde. 

Die wichtigste Erklärung für diesen Erfolg ist offensichtlich: Zwar 
basierte die gewählte Reformsequenz auf einer insgesamt recht 
kontroversen makroökonomischen Theorie (siehe Scharpf 1987: 
193-198), jedoch vertraten die relevanten ‚Vetospieler’ – die Regie-
rungsparteien CDU/CSU und FDP – diese Theorie und hatten somit 
sehr ähnliche Reformpräferenzen. Dieser Punkt ist bedeutsam, denn 
die Kernimplikation der Vetospielertheorie (Tsebelis 2002) ist nicht, 
dass gezielte Reformen durch wenige Vetospieler leichter würden. 
Entscheidend ist vielmehr, wie weit die handlungsleitenden Reform-
präferenzen der Vetospieler voneinander entfernt sind. Diese Entfer-
nung ergibt sich zum einen aus grundlegenden ideologischen 
Unterschieden, zum anderen aber auch aus Unterschieden in wirt-
schaftspolitischen Überzeugungen (Ganghof 2003: 9-11). Solange 
die Vetospieler ähnliche Reformpräferenzen haben, kommt es auf 
ihre Anzahl nicht an, und schon zwei Vetospieler mit unterschiedli-
chen Reformpräferenzen reichen aus, um systematische Reform-
politik gänzlich unmöglich zu machen. 

Entscheidend war somit für die relativ erfolgreiche Sequenzierung 
der Wirtschaftspolitik der Regierung Kohl, dass die beiden Vetospie-
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ler in Fragen der Finanzpolitik ganz ähnliche Reformpräferenzen 
hatten (Zohlnhöfer 2001). Auch in der Regierung Schmidt hatte es 
nur zwei Vetospieler gegeben (die große Regierungspartei SPD und 
die FDP), aber die wirtschaftspolitischen Vorstellungen lagen weiter 
auseinander. In der Tat ist der Koalitionswechsel der FDP von der 
SPD zur CDU/CSU zumindest zum Teil mit dem Ziel durchgeführt 
worden, in zentralen Fragen der Wirtschaftspolitik wieder eine Kon-
gruenz der handlungsleitenden Vetospielerpräferenzen herzustel-
len.2 Aus einer etwas erweiterten politikwissenschaftlichen 
Perspektive kann der Koalitionswechsel sogar als Teil einer strategi-
schen Handlungssequenz der FDP betrachtet werden.  

Insgesamt stützt das deutsche Fallbeispiel somit die Implikationen 
einer Vetospielerperspektive auf die Wirkungssequenzierung. Dies 
wird noch deutlicher, wenn man den deutschen mit dem finnischen 
Fall kontrastiert.  

Renten- und Arbeitspolitik in Finnland  

Die finnische Reformpolitik in Bezug auf den demografischen Wan-
del kann ebenfalls als Beispiel gelungener Sequenzierung betrachtet 
werden (Prager und Schoof 2006: 33-35). Die gelungene Reformse-
quenz bestand darin, die rechtlichen Möglichkeiten und/oder die 
finanzielle Attraktivität der Frühverrentung erst im Jahr 2005 dra-
stisch einzuschränken, nachdem zuvor – ab 1998 – ein umfassendes 
Programm zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Ar-

                                                  
2 Bei dieser Aussage ist zu berücksichtigen, dass auch die Regierung 
Schmidt die makroökonomische Diagnose des Sachverständigenrats offiziell 
anerkannte und sich ab Beginn der 80er Jahre – mit begrenztem Erfolg – um 
Konsolidierung bemühte (Hellwig und Neumann 1987: 113; Scharpf 1987: 
195-196). Allerdings wurde dabei auch deutlich, dass die entsprechenden 
wirtschaftspolitischen Fragen innerhalb der SPD extrem kontrovers waren. 
So konstatiert etwa Scharpf (1987: 196), dass „die Sparpolitik der Regierung 
[Schmidt] die Wirtschaftspolitiker der SPD […] zur Verzweiflung trieb […]“. 
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beitsfähigkeit älterer Arbeitnehmer (FINPAW – Finnish  National 
Programme for Ageing Worker, siehe Kapitel 2) implementiert wor-
den war.  Das FINPAW umfasste 40 Einzelprojekte: Es war teilweise 
ein Forschungsprojekt, teilweise eine Informationskampagne und 
teilweise ein Rahmen für Projekte zur Förderung neuer Formen des 
Personalmanagements, der Erwachsenenbildung und der Gesund-
heitsförderung (Barth, Heimer und Pfeiffer 2006: 63-70). Die Reform-
sequenz lässt sich auf die Formel „Erst fördern, dann fordern“ 
bringen (Prager und Schoof 2006: 35). 

Zu beachten ist, dass die 2005 in Kraft getretene Rentenreform nicht 
die erste Maßnahme zur Erhöhung des Renteneintrittsalters war. 
1989 hatte der umfassende Bericht einer Rentenreformkommission 
den Startschuss für eine Vielzahl rentenpolitischer Maßnahmen ge-
geben, die zum Teil auch das Ziel hatten, das tatsächliche Renten-
eintrittsalter zu erhöhen (Schnell 2007; Kangas 2007; Kangas, 
Lundberg und Ploug 2006). Das Ziel der Rentenreformkommission 
war es schon damals, das durchschnittliche Renteneintrittsalter um 
zwei bis drei Jahre zu erhöhen. Die Rentenreform von 2005 war aber 
zweifellos die wichtigste und am tiefsten einschneidende Reform. 
Der Renteneintritt ist nach der Reform im Alter von 63 bis 68 Jahren 
möglich, es wurden jedoch starke finanzielle Anreize für einen mög-
lichst späten Renteneintritt etabliert. Darüber hinaus wurden weitere 
Maßnahmen implementiert, die einen früheren Renteneintritt er-
schweren (Prager und Schoof 2006: 33-35). 

Da die Rentenreform erst 2005 in Kraft getreten ist, sind gesicherte 
Aussagen über die Auswirkungen auf das effektive Renteneintrittsal-
ter noch nicht möglich. Somit sind auch Aussagen über die Wirksam-
keit der Wirkungssequenzierung schwierig. Es kann jedoch kein 
Zweifel daran bestehen, dass es sich um eine sinnvolle Reformse-
quenz gehandelt hat. Aus politikwissenschaftlicher Sicht ist darüber 
hinaus folgende Beobachtung entscheidend: Als die Rentenreform-
kommission 1989 ihren umfassenden, fast 400 Seiten starken Be-
richt vorlegte, war der finnische Altenquotient mit 19 Prozent einer 
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der niedrigsten, der für 2040 vorhergesagte Quotient von 39 Prozent 
dagegen einer der höchsten im europäischen Vergleich (Kangas 
2007). Also haben die finnischen Entscheidungsträger eine dramati-
sche Entwicklung relativ früh zur Kenntnis genommen. Dies hat ih-
nen den Spielraum gegeben, Maßnahmen zur Veränderung der 
‚Frühverrentungskultur’ in Angriff zu nehmen, bevor tiefe regulative 
und finanzielle Einschnitte nötig waren. Insbesondere der Vergleich 
mit der misslungenen Sequenzierung der Kapitalmarktliberalisierung 
und Steuerreform in Schweden und Norwegen wird zeigen, wie wich-
tig dieser Faktor ist. 

Die Tatsache, dass die Reformsequenz in Finnland unmittelbar ein-
leuchtend und wirtschaftspolitisch kaum unumstritten war, ist auch 
wichtig, um den finnischen Fall aus der Vetospielerperspektive an-
gemessen zu interpretieren. Eine oberflächliche Vetospieleranalyse 
könnte zu der Annahme verleiten, dass die Bedingungen für eine 
systematische Reformsteuerung in Finnland sehr schlecht waren. 
Regierte doch in Finnland zwischen 1995 und 2002 eine äußerst 
heterogene „Regenbogenkoalition“, die sich vom Linksbund (unter 
Einschluss der Postkommunisten) bis zu den Konservativen er-
streckte.3 Nach gängigen politikwissenschaftlichen Messverfahren 
war die ideologische ‚Spannweite’ dieser Koalition mehr als fünfmal 
so groß wie die Spannweite der oben betrachteten CDU/CSU-FDP-
Koalition (Ganghof und Bräuninger 2006: 528, 531). 

Tatsächlich waren indes die Bedingungen für eine systematische 
Reformsteuerung in Finnland gut. Erstens herrschte in Finnland seit 
der tiefen ökonomischen Krise Anfang der 90er Jahre ein starkes 
Krisenbewusstsein, welches trotz unterschiedlicher ideologischer 
Ausrichtungen zu einer Angleichung der Reformpräferenzen aller 
Parteien im finnischen Parlament führte (Jungar 2000, 2002). Zwei-

                                                  
3 Unter dieser Koalition wurde sowohl das FINPAW als auch der erste und 
wichtigste Schritt der Rentenreform 2005 beschlossen (Kangas 2007). 
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tens waren die drei kleineren Regierungsparteien nur in einem ein-
geschränkten Sinne Vetospieler, weil Sozialdemokraten und Konser-
vative auch ohne sie eine Mehrheit im Parlament hatten (Ganghof 
2005b). Drittens ist aus historischen und institutionellen Gründen die 
Rentenpolitik in Finnland in erster Linie eine Angelegenheit der Sozi-
alpartner. Insbesondere die Zustimmung der Gewerkschaften spielt 
im politischen Prozess eine entscheidende Rolle (Kangas 2007; 
Kangas, Lundberg und Ploug 2006).  

Die Bedingungen für eine Einigung zwischen der Regenbogenkoali-
tion und den Gewerkschaften waren aus zwei Gründen besonders 
gut: Zum einen hatte die Koalition die Zentrumspartei ausgeschlos-
sen, die sich durch die Sozialkürzungen der vorherigen Legislatur-
periode den Unmut der Gewerkschaften zugezogen hatte. Zum an-
deren war der Linksbund nicht zuletzt deshalb in die Koalition aufge-
nommen worden, um für gute Beziehungen zu den Gewerkschaften 
zu sorgen (Jungar 2002: 67). 

Diese Ausgangsbedingungen sowie die Tatsache, dass das FINPAW 
kaum ideologische Kontroversen auszulösen vermochte, können 
erklären, warum die Sequenzierung von Reformen in Finnland un-
problematisch verlief. Entscheidend war vor allem der Konsens mit 
den Sozialpartnern. In Bezug auf die Rentenreform 2005 ist es sogar 
noch untertrieben zu sagen, dass die Sozialpartner in die Verhand-
lungen ‚eingebunden’ waren (Barth, Heimer und Pfeiffer 2006: 68). 
Tatsächlich wurde diese Reform von den Sozialpartnern ohne expli-
zites Mandat der Regierung und ohne deren Beteiligung ausgehan-
delt. Erst danach wurde sie von der Regierung aufgenommen und in 
den Gesetzgebungsprozess eingespeist (Kangas 2007). „[P]arlia-
ment really only voiced an opinion in the case of national pension 
[…]. [I]n all instances [...] political parties were out of the picture, as 
were pensioners’ organizations“ (Kangas, Lundberg und Ploug 2006: 
27). Aus diesem Grund ist auch fraglich, inwieweit tatsächlich von 
bewussten Sequenzierungsentscheidungen der Regierung die Rede 
sein kann. Andererseits ist es möglich, von bewussten Sequenzie-
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rungsentscheidungen der Sozialdemokraten zu sprechen, die in den 
Koalitionsverhandlungen, welche zur Regenbogenkoalition führten, 
die mächtigsten Akteure waren (Jungar 2002). Schon die Aufnahme 
des Linksbundes und die glaubwürdige Verpflichtung zu einem ‚kon-
sensualen’ Reformansatz gegenüber den Gewerkschaften standen 
aus Sicht der Sozialdemokraten am Beginn der Reformsequenz.  

4.2 Gescheiterte Wirkungssequenzierung: Norwegen und 
Schweden 

Die Sequenz von Marktliberalisierung und Steuerreform in Schweden 
und Norwegen in den 80er Jahren und Anfang der 90er Jahre ist ein 
Beispiel für eine ‚gründlich’ misslungene Sequenzierung: „the dere-
gulation of credit markets was poorly timed“ (Huber und Stephens 
1998: 353), „the sequencing of reform – financial liberalisation pre-
ceding tax reform – was unfortunate“ (van den Noord 2000: 2; siehe 
auch Moses 2000: 170). Die meisten Beobachter würden aus heuti-
ger Sicht weder die Liberalisierung noch die Steuerreformen in Frage 
stellen, aber für beide Reformen gilt das Motto: „doing the right thing 
at the wrong point in time“ (Englund 1999: 96). 

Da es sich um komplexe ökonomische Zusammenhänge handelt, die 
in den beiden Ländern grundsätzlich ähnliche, aber im Detail unter-
schiedliche Ausprägungen aufweisen, soll das grundlegende Muster 
der gescheiterten Sequenzierung zunächst in stilisierter Form darge-
stellt werden. Der grundlegende Sequenzierungsfehler bestand dar-
in, dass die Liberalisierung von Finanz- und Immobilienmärkten vor 
den Steuerreformen stattfand. Mit diesem Fehler verbunden war ein 
Problem des genauen Timings der nachfolgenden Steuerreformen. 
Deren Auswirkungen waren insbesondere in Schweden prozyklisch. 
Die an sich richtigen Steuerreformen haben aufgrund der falschen 
Sequenzierung die Probleme auf den Kreditmärkten und den öko-
nomischen Boom, der eine Folge der Liberalisierung gegen Ende der 
80er Jahre war, angeheizt. Sie haben außerdem wegen des falschen 
Timings die anschließende ökonomische Krise, die teilweise auch 
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mit einer Bankenkrise einherging, verstärkt (zum Beispiel Jonung, 
Schulknecht und Tujula 2006). 

Warum hätten die Steuerreformen vor der Liberalisierung stattfinden 
müssen? Als in den 80er Jahren die Deregulierung der skandinavi-
schen Finanzsysteme stattfand, galten nach wie vor sehr großzügige 
Regelungen zur steuerlichen Abzugsfähigkeit privater Schuldzinsen, 
welche zu äußerst niedrigen Realzinsen beitrugen (Ganghof 2006: 
Kapitel 6). Die Folge war generell ein extremes schuldenfinanziertes 
Konsumhoch. Huber und Stephens (1998: 382) sprechen etwa für 
Schweden von einem „unprecedented credit boom and consumer 
spending orgy at a time when the economy was already beginning to 
overheat“.  

In Norwegen war die Lage ganz ähnlich (Fagerberg et al. 1990: 80). 
Nach der Deregulierung wurden grundlegende Steuerreformen um-
gesetzt, die wiederum den Abschwung extrem verschärften. Vor 
allem wurde der Steuersatz für Kapitaleinkommen – und damit der 
Wert der steuerlichen Abzugsfähigkeit von Zinsen – stark reduziert. 
Dies trug zu steigenden Realzinsen und zu einem Kollaps der Immo-
bilienmärkte bei (Huber und Stephens 1998: 282 f.; Jonung Schul-
knecht und Tujula 2006: 9). Das Timing der Steuerreformen war 
somit denkbar schlecht: Diese Reformen hätten entweder vor der 
Liberalisierung erfolgen sollen, um negative Nebeneffekte der Libera-
lisierung zu vermeiden oder abzuschwächen, oder aber sie hätten 
verschoben werden müssen, um zumindest antizyklisch wirken zu 
können (Englund 1999: 80).  

Im Folgenden sollen zunächst die Gründe für die falsche Sequenz 
und für das falsche Timing der Steuerreform exploriert werden. Die 
Gründe für die falsche Sequenzierung können aufgrund der Datenla-
ge nicht eindeutig geklärt werden. Dazu bedürfte es einer detaillier-
ten Fallstudie. Auf der Basis der verfügbaren Literatur sind jedoch 
folgende Beobachtungen möglich. 
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Ideologische Konflikte um die ‚richtige’ Sequenzierung haben im 
skandinavischen Fall offenbar keine überragende Rolle gespielt. Um 
vorherzusehen, dass die großzügigen steuerlichen Regelungen zur 
Abzugsfähigkeit privater Schuldzinsen die beschriebenen Auswir-
kungen haben würden, bedurfte es keiner kontroversen ökonomi-
schen Theorie. In Norwegen zum Beispiel haben offizielle Reform-
kommissionen schon früh entsprechende Warnungen ausgespro-
chen (van den Noord 2000: 7) und die OECD kritisierte Norwegen 
Mitte der 80er Jahre vehement dafür, dass die Abzugsfähigkeit der 
Schuldzinsen nicht bereits abgeschafft worden war (Fagerberg et al. 
1990: 81). 

Ideologische Fragen scheinen aber trotzdem in zweierlei Hinsicht 
eine Rolle gespielt zu haben: Erstens war die Frage der Zinsabzugs-
fähigkeit eng verbunden mit grundlegenden und komplexen Fragen 
der Einkommensteuerreform. Die Vorbereitung der entsprechenden 
Steuerreformen dauerte deshalb äußerst lange und war von schwie-
rigen Prozessen der politischen Kompromissbildung begleitet (Gang-
hof 2006: Kapitel 6). Die interne Komplexität der Steuerreformen war 
somit schon so hoch, dass eine systematische Verknüpfung mit an-
deren Politikbereichen äußerst schwierig gewesen wäre. Zweitens 
gab es einige wichtige Parteien, die sich damit schwer taten, die 
notwendigen Maßnahmen zu akzeptieren. Vor allem die norwegi-
schen Konservativen sträubten sich, eine Einschränkung der Zinsab-
zugsfähigkeit, von der ein großer Teil der eigenen Klientel profitierte, 
zu akzeptieren (Fagerberg et al. 1990; Ervik 2000).  

Wichtiger als ideologische Barrieren war aber wohl ein anderer 
Punkt. Als die Liberalisierung der Kreditmärkte in Angriff genommen 
wurde, war der Handlungsdruck bereits sehr groß. Die bestehenden 
Regulierungen hatten ihre Effektivität weitgehend eingebüßt. Nach-
dem sich die Politik in Norwegen und Schweden lange gegen eine 
Deregulierung gesperrt hatte, wurde diese schließlich ab 1983 bzw. 
1984 in sehr drastischer Form vollzogen. Der wahrgenommene 
Handlungsdruck hatte offensichtlich eine systematische Reform-
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steuerung praktisch unmöglich gemacht: „[P]olicy choices become 
very difficult at a stage when the need for major structural reforms 
has built up for too long. The deregulation and the tax reform were 
long overdue once they occurred“ (Englund 1999: 96). 

Man muss die Frage nach der Sequenz – also Deregulierung vor 
Steuerreform – von der Frage trennen, wann genau die nachfolgen-
de Steuerreform implementiert wurde. Bei der zweiten Frage geht es 
um die temporale Feinsteuerung konjunktureller Impulse. Wenn 
schon die falsche Sequenz gewählt wurde, so hätte die Steuerreform 
wenigstens zeitlich so getaktet werden können, dass sie antizyklisch 
wirkt. In Dänemark ist dies explizit versucht worden und wohl auch 
zumindest teilweise gelungen (Gaard und Kieler 2005: 4 f.). Insbe-
sondere in Schweden wirkte die Steuerreform dagegen deutlich pro-
zyklisch (Huber und Stephens 1998; Jonung, Schulknecht und Tujula 
2006). Die Gründe dafür sind wiederum vielfältig, aber mit Blick auf 
Fragen der Sequenzierung ist Folgendes hervorzuheben: Politische 
Kompromissbildungsprozesse haben eine eigene zeitliche Logik und 
diese kann der wirtschaftspolitischen Logik diametral gegenüberste-
hen. Wie Englund (1999: 96) einräumt: „criticizing the timing is a 
rather cheap point given the major difficulties in getting political con-
sensus around these reforms“.  

Die Bedeutung ‚politischen’ Timings wird deutlich, wenn man sich 
Salsbäcks (1993) Insiderbericht der schwedischen Steuerreform von 
1990/1991 ansieht – also der Steuerreform, die nach verbreiteter 
Meinung den schwedischen Abschwung deutlich verschärft hatte. 
Salsbäck war in der relevanten Periode Leiter der Steuerabteilung 
des schwedischen Finanzministeriums. Während Fragen des wirt-
schaftspolitischen Timings – trotz deren großer Bedeutung für die 
wirtschaftspolitische Krise nach der Steuerreform – in seinem Bericht 
gar nicht vorkommen, spielen Fragen des politischen Timings eine 
sehr große Rolle. Und während wirtschaftspolitische Gründe eher für 
eine Verschiebung der Reform gesprochen haben, um prozyklische 
Effekte zu verhindern (Englund 1999: 96), wollten die Manager der 
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Kompromissbildung eine solche Verschiebung um fast jeden Preis 
vermeiden. Denn dies hätte aus ihrer Sicht das zwischen Sozialde-
mokraten und Liberalen mühsam ausgearbeitete Reformpaket 
grundsätzlich gefährdet. Salsbäck (1993: 207) erläutert, warum der 
Reformtermin unbedingt eingehalten werden sollte: „In September 
1991 there was to be a general election to the Swedish parliament. 
For all the major political parties it would have meant great political 
risks if the whole question of the tax hadn’t finally decided and im-
plemented before the election campaign“. Falsches Timing und ne-
gative Effekte auf den Konjunkturzyklus wurden also in Kauf 
genommen, um die Einigung auf eine komplizierte und im Grundsatz 
richtige strukturelle Reform nicht zu gefährden. 
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5. Durchsetzungssequenzierung 

Durchsetzungssequenzierung wurde oben definiert als Umsetzung 
einer „Policy“, mit dem Ziel die politische Durchsetzbarkeit einer spä-
teren „Policy“ positiv zu beeinflussen. Dies ist eine relativ enge Defi-
nition von Durchsetzungssequenzierung. Die theoretische Sequen-
zierungsliteratur in der ökonomischen Transformationsforschung ist 
zum Teil deutlich breiter angelegt. Darin spielen zum Beispiel für die 
optimale Sequenz von Reformen nicht nur Fragen der politischen 
Durchsetzbarkeit eine Rolle, sondern auch Fragen der politischen 
Nachhaltigkeit dieser Reformen (Roland 2004; siehe auch Glaab 
2007). Der Fokus auf politische Durchsetzbarkeit wird hier zum einen 
wegen des begrenzten Platzes gewählt, zum anderen, weil dieser 
Fokus auch die neueren Beiträge zur Sequenzierung in westlichen 
Demokratien bestimmt (zum Beispiel Høj et al. 2006; Castanheira et 
al. 2006).  

Anders als im Bereich der Wirkungssequenzierung ist es für die 
Durchsetzungssequenzierung leichter, grundlegende Typen zu un-
terscheiden. Im Folgenden wird weder eine vollständige Typologie 
der Durchsetzungssequenzierung angestrebt, noch der Versuch 
unternommen, anhand detaillierter Fallstudien genauere Einsichten 
über Voraussetzungen und Bedingungen gelungener Durchset-
zungssequenzierung zu gewinnen. Die Literaturlage lässt einen ent-
sprechenden Versuch nicht aussichtsreich erscheinen, stattdessen 
wird hier ein Mittelweg beschritten. Es geht um dreierlei: Erstens 
werden systematisch vier Grundtypen der Durchsetzungssequenzie-
rung unterschieden. Zweitens werden für jeden dieser vier Grundty-
pen illustrative Beispiele aus der neueren Literatur zu strukturellen 
Reformen in westlichen Demokraten gegeben. Drittens werden diese 
Beispiele – wenn möglich – durch ausführlichere Analysen beson-
ders bekannter Fälle ergänzt.  
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5.1 Typen der Durchsetzungssequenzierung 

Die moderne handlungstheoretisch fundierte Politikwissenschaft ana-
lysiert die Interaktion von Akteuren in Gesetzgebungsprozessen vor 
allem entlang von zwei Dimensionen: (1) der institutionellen Macht 
unterschiedlicher Akteure („power“) und (2) den Reformpräferenzen 
dieser Akteure („purpose“). Es ist vor allem das Zusammenspiel von 
„power“ und „purpose“, wodurch Prozesse und Ergebnisse von Ge-
setzgebungsprozessen erklärt werden können (Cox und McCubbins 
2001; Tsebelis 2002).  

Wir können demnach Ansätze der Durchsetzungssequenzierung 
grundsätzlich danach unterscheiden, ob der erste Reformschritt einer 
bewusst gewählten Reformsequenz an der institutionellen Macht 
oder an den Reformpräferenzen wichtiger Akteure ansetzt.  

Setzt er an der institutionellen Macht von Akteuren an, ist weiter zu 
fragen, um welche Akteure es geht: Vetoakteure oder einflussreiche 
Akteure. Setzt der erste Reformschritt bei den Vetoakteuren an, so 
impliziert Durchsetzungssequenzierung im ersten Schritt die Verän-
derung des Entscheidungssystems selbst. Diese Möglichkeit wird 
auch in der neueren Literatur zu Sequenzierung und der politischen 
Ökonomie von Reformen thematisiert (Roland 2006: 266). Setzt der 
erste Reformschritt dagegen bei einflussreichen oder entscheiden-
den Akteuren an, so impliziert die Durchsetzungssequenzierung den 
Versuch, potenzielle Reformgegner institutionell zu schwächen. 

Der zweite grundsätzliche Ansatzpunkt der Durchsetzungssequen-
zierung sind die Reformpräferenzen potenzieller Reformgegner, sei-
en dies Vetoakteure, einflussreiche Akteure oder entscheidende 
Akteure. Eine normativ besonders wünschenswerte Form der Verän-
derung von Reformpräferenzen besteht darin, potenzielle Reform-
gegner von der Notwendigkeit oder Gerechtigkeit bestimmter Refor-
men zu überzeugen. Dies ist aber nicht immer möglich und hat mit 
Sequenzierung nichts zu tun. Veränderung von Reformpräferenzen 
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durch Sequenzierung basiert vielmehr auf dem strategischen Ver-
such, die als richtig erachteten Maßnahmen politisch durchzusetzen.  

Wenn es aber nicht um Überzeugung geht, dann können die Re-
formpräferenzen von Akteuren in Bezug auf einen zweiten Reform-
schritt nur dadurch verändert werden, dass der erste Reformschritt 
die Situation der potenziellen Reformgegner entscheidend verän-
dert.4 Dabei kann zwischen einer mehr kooperativen und einer mehr 
konfrontativen Variante unterschieden werden. Bei der kooperativen 
Variante wird die Situation der Akteure am Anfang der Reformse-
quenz verbessert. Damit soll die Anpassungsfähigkeit an spätere 
Reformen verbessert und somit der Widerstand gegen diese Refor-
men reduziert werden. Bei der konfrontativen Variante wird die Situa-
tion der Akteure am Anfang der Reformsequenz so stark verschlech-
tert, dass die spätere Reform als das ‚kleinere Übel’ erscheint.  

Aus den genannten Überlegungen ergeben sich vier grundlegende 
Typen der Durchsetzungssequenzierung, die in Tabelle 4 dargestellt 
sind. In der Tabelle sind auch die jeweils wichtigsten Beispiele eines 
Typs eingetragen, auf die im Folgenden näher eingegangen wird. 
Die vier Typen der Durchsetzungssequenzierung und die dazugehö-
rigen Fallbeispiele werden in der Tabelle im Uhrzeigersinn – das 
heißt von Feld (1) zu Feld (4) – eingehender diskutiert.  

 

                                                  
4 Theoretischer formuliert: Die eigentlichen Präferenzen von Akteuren be-
ziehen sich nicht auf konkrete Reformen („Policies“), wie zum Beispiel einen 
bestimmten Steuersatz, sie beziehen sich auf bestimmte Zustände der Welt 
(„outcomes“), wie etwa Wirtschaftswachstum. Die Reformpräferenzen sind 
von diesen eigentlichen Präferenzen abgeleitet. Frühe Politikentscheidungen 
können deshalb die Welt der Akteure so verändern, dass sich deren Re-
formpräferenzen in Bezug auf spätere Entscheidungen verändern (siehe 
dazu Ganghof 2003).  
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Tabelle 4: Typen und Beispiele der Durchsetzungssequenzierung  

 Ansatzpunkte für Durchsetzungssequenzierung: 

Einschränkung der institu-
tionellen Macht von… 

 Veränderung von Reform-
präferenzen 

(1)           
...      
einfluss-
reichen 
Akteuren  

Wirtschaftspolitik 
in Großbritannien 
(1979-1990) 

 Rentenpolitik 
in Finnland  
(1995-2005)  

(2)  
kooperativ 

(4)          
... Veto-
akteuren 

Verfassungs-
reform in       
Finnland (1992) 

 Arbeits-
marktpolitik 
in Spanien   
(1984-2000) 

(3) 
konfrontativ 

Quelle: Eigene Darstellung  

 
5.2 Institutionelle Schwächung potenzieller Reformgegner 

(Großbritannien) 

Sieht sich eine Regierung besonders einflussreichen Akteuren ge-
genüber, die den als notwendig erachteten Reformen potenziell ab-
lehnend gegenüber stehen, ergeben sich für die Regierung zwei 
grundlegende Strategien. Eine Strategie besteht darin, die einfluss-
reichen Akteure systematisch in die Politikformulierung einzubinden 
und Kompromisse oder sogar Konsens zu suchen. Dies war die Stra-
tegie der finnischen Regenbogenkoalition, die oben bereits ange-
sprochen wurde und später aus dem Blickwinkel der Durchsetzungs-
sequenzierung nochmals thematisiert wird. Die andere Strategie, die 
selbst als eine Form von Durchsetzungssequenzierung verstanden 
werden kann, besteht in dem Versuch, die einflussreichen Akteure 
institutionell zu schwächen. Im Extremfall geht es also darum, ein-
flussreiche in einflussarme Akteure zu verwandeln.  
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Diese konfrontative Strategie hatte bekanntlich die britische Regie-
rung unter Margaret Thatcher verfolgt (Busch 1989). Als (erster) Teil 
einer umfassenden ‚beschäftigungspolitischen’ Strategie wurde 
durch eine Vielzahl von Maßnahmen die institutionelle Macht der 
Gewerkschaften empfindlich beschnitten.5 Dies basierte auf der öko-
nomischen Diagnose, dass die Gewerkschaften das „Grundübel“ 
(Müller 2006: 444) des britischen Wirtschaftslebens seien und des-
halb jede beschäftigungspolitische Reformsequenz an der Ein-
schränkung von deren institutioneller Macht ansetzen müsse. Dieser 
Philosophie folgend wurden zahlreiche Maßnahmen umgesetzt. Bei-
spiele sind die Beseitigung des allgemeinen Streikrechts, der Mög-
lichkeit von Sympathie- bzw. Solidaritätsstreiks sowie von „closed 
shops“.6 

Diese äußerst konfrontative Form der Durchsetzungssequenzierung 
ist in Bezug auf Großbritannien ausgiebig analysiert worden. Sie soll 
deshalb hier nicht eingehender thematisiert werden – zumal Genera-
lisierungen aufgrund der Besonderheiten der Arbeitsbeziehungen 
schwer zu erreichen sind.  

5.3 Kooperative Veränderung von Reformpräferenzen (Finn-
land) 

Die kooperative Veränderung von Reformpräferenzen ist gleichsam 
das Gegenmodell zur institutionellen Schwächung einflussreicher 
potenzieller Reformgegner. Statt diese zu schwächen, geht es dar-
um, sie systematisch und vorausschauend in die Reformpolitik ein-
zubeziehen.  

                                                  
5 Eine tabellarische Übersicht der relevanten Maßnahmen zwischen 1979 
und 1993 findet sich bei Ludlam (2006: 456).  

6 Nach dem „closed shop“-Prinzip konnte in einem Betrieb unter bestimmten 
Bedingungen vereinbart werden, dass alle Mitarbeiter Gewerkschaftsmitglie-
der sein mussten. 
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Kooperativ bedeutet dabei nicht, dass die eigentlichen Entschei-
dungsakteure unbedingt in Verhandlungen mit potenziellen Reform-
gegnern einsteigen müssen. Die Besserstellung potenzieller Reform-
gegner durch frühe Reformschritte kann auch durch abstrakte, öko-
nomische Mechanismen geschehen.  

Ein Beispiel dafür sind die bereits angesprochenen Zusammenhänge 
zwischen Produktmarktreformen und Arbeitsmarktreformen. Eine 
Reihe von Ökonomen argumentiert, dass Produktmarktreformen 
ökonomische Verbesserungen mit sich bringen, die den Widerstand 
gegen eine anschließende Reform des Arbeitsmarktes verringern 
könnten. Die Erhöhung des Wettbewerbs auf den Produktmärkten 
reduziere die Marktmacht bestehender Wettbewerber, rege den Ein-
tritt neuer Wettbewerber an und reduziere in der Regel die Preise für 
die Konsumenten. Dies führe zu einer Ausweitung der Arbeitsnach-
frage und in der Folge zu besseren Beschäftigungsmöglichkeiten 
und höheren durchschnittlichen Reallöhnen. Kurz: Produktmarktre-
formen könnten Beschäftigungschancen generell verbessern und 
somit die politische Durchsetzbarkeit nachfolgender Arbeitsmarktre-
formen politisch erleichtern (siehe Høj et al. 2006; Blanchard und 
Giavazzi 2003). 

Die kooperative Variante der Veränderung von Reformpräferenzen 
kann allerdings auch von expliziten Verhandlungen mit potenziellen 
Reformgegnern begleitet sein. Die finnische Rentenreformpolitik 
kann auch in diese Richtung gedeutet werden. Das FINPAW kann 
aus dieser Sicht als Versuch verstanden werden, die Anpassungsfä-
higkeit älterer Arbeitnehmer an einen veränderten Status quo – das 
heißt restriktivere Regelungen zur Frühverrentung – so stark zu er-
höhen, dass der Widerstand der Gewerkschaften gegen die entspre-
chende Veränderung des Status quo geringer wird. 

Wie plausibel diese Interpretation ist, bleibt allerdings auf der Basis 
der einschlägigen Literatur unklar (Kangas, Lundberg und Ploug 
2006; Kangas 2007). Zum einen finden sich wenige Anhaltspunkte 
dafür, dass das FINPAW und die nachfolgende Rentenreform von 
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den handelnden Akteuren in einem engen Zusammenhang gesehen 
wurden. Das FINPAW wird in Zusammenfassungen der Entste-
hungsgeschichte der Reform von 2005 gar nicht erwähnt. Zum ande-
ren waren – wie oben erwähnt – die Gewerkschaften gar keine 
potenziellen Reformgegner, die nach abgeschlossener Formulierung 
einer politischen Strategie (und durch die Wahl einer bestimmten 
Reformsequenz) mit ins Boot geholt werden mussten. Vielmehr wa-
ren die Sozialpartner – und insbesondere die Gewerkschaften – 
selbst die zentralen Akteure der Politikformulierung. Die Regierung 
hat die Politikformulierung an die Sozialpartner delegiert, teilweise 
explizit und teilweise auch nur implizit. Die Initiierung der Rentenre-
form 2005 etwa erfolgte durch Verhandlungen zwischen den Sozial-
partnern unter Ausschluss der Regierung, und diese Verhandlungen 
waren noch nicht einmal mit einem formalen Mandat der Regierung 
ausgestattet (Kangas 2007). 

Man kann allerdings deutlich eine Durchsetzungssequenzierung 
erkennen, wenn man die analytische Perspektive weitet und die Stra-
tegie der Sozialdemokraten als zentralem Akteur der Koalitionsbil-
dung Mitte der 90er Jahre betrachtet. Aus dieser Perspektive war es 
für die Reformstrategie der Sozialdemokraten wichtig, die Voraus-
setzungen für eine erfolgreiche Kooperation mit den Sozialpartnern 
und insbesondere den Gewerkschaften zu schaffen. Die Bildung der 
breiten finnischen Regenbogenkoalition selbst kann somit – ähnlich 
wie beim oben diskutierten Koalitionswechsel der FDP in Deutsch-
land – als zentraler erster Schritt in der angestrebten Reformsequenz 
angesehen werden: Der Grund für die Einbeziehung des Linksbun-
des und damit der Postkommunisten in die Regierung war nicht zu-
letzt das Bestreben, das Verhältnis zwischen Regierung und Ge-
werkschaften, welches sich in der Zeit der Regierung Aho deutlich 
verschlechtert hatte, wieder zu verbessern (Jungar 2002). 

Eine kooperative Strategie der Veränderung von Reformpräferenzen 
ist freilich nur dann möglich, wenn die potenziellen Reformgegner 
selbst in hinreichendem Maße kooperationsbereit sind und Gemein-
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wohlinteressen vertreten. In Finnland scheint das der Fall gewesen 
zu sein (Kangas 2007), aber dies trifft freilich nicht immer zu. Will die 
Regierung unter schwierigen Umständen ihre Reformziele nicht auf-
geben, kann sie versuchen, die Reformpräferenzen potenzieller Re-
formgegner auf weniger kooperative Weise zu verändern 

5.4 Konfrontative Veränderung von Reformpräferenzen (Spa-
nien) 

Potenzielle Reformgegner zeichnen sich dadurch aus, dass sie 
durch die geplante Reform schlechter gestellt würden. Eine konfron-
tative Variante der Durchsetzungssequenzierung besteht deshalb 
darin, zunächst Maßnahmen zu verfolgen, die erstens leichter durch-
zusetzen sind als die eigentlich gewollte Reform und die zweitens 
den Status quo für die potenziellen Reformgegner in der Art ver-
schlechtern, dass die geplante Reform für sie attraktiver erscheint als 
vorher. Eine spezielle Variante dieser konfrontativen Strategie be-
steht darin, nur einen Teil der potenziellen Reformgegner durch erste 
Reformschritte schlechter zu stellen. Durchsetzungssequenzierung 
ist in diesem Fall die intertemporale Variante bekannter Strategien 
des „divide et impera“. 

Ein Beispiel für die konfrontative Form der Durchsetzungssequenzie-
rung lässt sich wiederum in Bezug auf den Zusammenhang von Pro-
dukt- und Arbeitsmarktreformen diskutieren. Blanchard und Giavazzi 
(2003) argumentieren zum Beispiel, dass Produktmarktreformen 
ökonomische Renten reduzieren und dass es deshalb weniger loh-
nend ist, Arbeitsmarktinstitutionen aufrechtzuerhalten, welche die 
Aneignung dieser Renten zum Ziel haben. Aus dieser Sicht würde 
die Deregulierung von Produktmärkten die nachfolgende Deregulie-
rung von Arbeitsmärkten erleichtern. Der Mechanismus hinter den 
veränderten Präferenzen potenzieller Reformgegner ist hier aber 
nicht, dass sich deren Situation durch vorgängige Reformen verbes-
sert (zum Beispiel durch generell verbesserte Beschäftigungschan-
cen), sondern dass sich deren Situation verschlechtert, wie eben 
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durch eine Reduzierung der ökonomischen Renten, die in Produkt-
märkten mit unvollständigem Wettbewerb zu erzielen sind.  

Ein weiteres Beispiel für diese konfrontative Form der Veränderung 
von Reformpräferenzen durch einen vorgängigen Reformschritt be-
trifft den Zusammenhang zwischen Privatisierung und anderen Re-
formen. Høj et al. (2006) berichten von empirischer Evidenz dafür, 
dass ein hoher Anteil staatlicher Unternehmen negativ auf die Re-
formanstrengungen von Regierungen wirkt. Als Ursache dafür führen 
sie unter anderem den inhärenten Konflikt des Staates als Regulie-
rungsinstanz einerseits und als Marktteilnehmer andererseits an. 
Das Problem besteht aus der Sicht von Høj et al. darin, dass Privati-
sierungsmaßnahmen häufig von Arbeitnehmern und Management 
gleichermaßen abgelehnt werden. Demnach könne eine geeignete 
Reformsequenz dafür sorgen, dass zumindest der Widerstand des 
Managements in Unterstützung umgewandelt wird: „The latter group 
tends to become part of the pro reform constituency once the firm 
has been incorporated and the market liberalised because of the 
need to maintain market positions (for example through mergers)“ 
(Høj et al. 2006: 15). 

Ein ähnlicher Ansatz der Durchsetzungssequenzierung scheint auch 
hinter einem Vorschlag von Castanheira et al. (2006: 217 f.) im Be-
reich der Liberalisierung von Produkt- und Dienstleistungsmärkten zu 
stehen: „to maximize the chances of success the first step should be 
to liberalize services or products that account for a relatively small 
share of consumer expenditure but a large share of firms’ intermedi-
ate inputs.“ Høj et al. (2006: 14) pflichten dieser Sequenzierungs-
logik bei: „This suggests a sequence of product market reforms (as 
observed in practice) coping first with producers of intermediate in-
puts (e.g., freight transport) before moving to reforms that affect final 
consumer products (e.g., passenger transport)“. Die Idee hinter die-
ser Reformsequenz ist, dass die Liberalisierungspolitik bei Zwi-
schenprodukten einfacher ist, weil es viele Unternehmen gibt, welche 
diese Zwischenprodukte benötigen und deshalb ein Interesse an den 
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Reformen haben. In Sektoren, in denen Endprodukte für die Konsu-
menten hergestellt werden, können Reformen dagegen durch Be-
denken von Konsumenten in Bezug auf Qualität und Umverteilungs-
effekte behindert werden. Unklar bleibt bei diesen Sequen-
zierungsempfehlungen allerdings, welche Mechanismen es genau 
sind, durch die eine politische Durchsetzung späterer Reformen in 
Bezug auf Endprodukte erleichtert wird. 

Arbeitsmarktreformen in Spanien 

Das in der ökonomischen Literatur am stärksten diskutierte Beispiel 
von Durchsetzungssequenzierung sind die Arbeitsmarktreformen in 
Spanien (Saint-Paul 2007; Høj et al. 2006; Castanheira et al. 2006). 
Diese Reformen gelten als gelungenes Beispiel für Durchsetzungs-
sequenzierung. Die Idee dabei ist, dass eine Reform im Jahr 1984, 
durch die befristete Beschäftigungsverhältnisse dereguliert wurden, 
zirka zehn Jahre später eine Situation geschaffen hatte, in der auch 
eine Deregulierung unbefristeter Beschäftigungsverhältnisse möglich 
wurde.  

Nach Spaniens Demokratisierung im Jahr 1978 waren unbefristete 
Beschäftigungsverhältnisse stark reguliert. 1984 wurden unter der 
sozialistischen Einparteienmehrheitsregierung, in der ersten Amtszeit 
von Felipe González, befristete Beschäftigungsverhältnisse deregu-
liert, insbesondere in der Form geringerer Abfindungen.7 Eine um-
fassende Deregulierung unter Einbeziehung der unbefristeten 
Beschäftigungsverhältnisse schien „politically impossible“ (Kugler, 
Jimeno und Hernanz 2003: 5). Die Reform von 1984 hatte eine dra-
matische Auswirkung der befristeten Beschäftigung zur Folge. Der 
Anteil befristeter Beschäftigungsverhältnisse verdreifachte sich von 
zirka 10 Prozent in den 80er Jahren auf über 30 Prozent in den frü-
                                                  
7 Die meisten Autoren sprechen von der Reform von 1984 als „Reform der 
spanischen Regierung“. Laut Martin (2002: 7) basierte die Reform allerdings 
auf einer tripartistischen Einigung.  
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hen 90er Jahren (Castanheira et al. 2006: 228). Zwischen 1985 und 
1994 fanden über 95 Prozent aller Neueinstellungen auf der Basis 
befristeter Verträge statt. Die Reform von 1984 führte somit zu einer 
starken – und stark kritisierten – Segmentierung des Arbeitsmarkts 
(Polavieja 2005).  

Ab Anfang der 90er Jahre gab es eine Reihe von Arbeitsmarktrefor-
men, unter anderem 1994 und 1997, im Rahmen derer die Nutzung 
befristeter Beschäftigungsverhältnisse einerseits eingeschränkt wer-
den sollte und andererseits damit begonnen wurde, die Kosten der 
Unternehmen bei der Kündigung unbefristeter Beschäftigungsver-
hältnisse zu reduzieren. Die Reform von 1994 wurde in der letzten 
Amtszeit von Felipe González unter einer Einparteienminderheitsre-
gierung beschlossen (Barrios 1997: 560). Die Gewerkschaften waren 
gegen die Reform, aber ihr Widerstand war nicht „massiv“ (Castan-
heira et al. 2006: 229). Da die Wirkung der Reform allerdings auch 
nicht besonders groß war, kam es 1997 zu einer weiteren Reform, 
welche 2001 ausgeweitet wurde. Anders als 1994 basierte die Re-
form von 1997, die schon in die Amtszeit der (Minderheits-)Regie-
rung von José María Aznar (Partido Popular) fiel, auf einer Einigung 
der Sozialpartner. Diese Reform führte unter anderem zu einer wei-
teren Absenkung der Kündigungskosten sowie der Lohnnebenkosten 
für neu abgeschlossene unbefristete Beschäftigungsverträge. 

Die inkrementellen spanischen Arbeitsmarktreformen stehen im Wi-
derspruch zur beschäftigungspolitischen „Big Bang“-Strategie von 
Snower und Kollegen (Snower 1997; Orszag und Snower 1998). Høj 
et al. (2006: 14) sehen in der spanischen Reformsequenz aber Vor-
teile: „the […] substantial increase in the share of workers with tem-
porary contracts, and the associated concerns about fairness in the 
labour market subsequently generated consensus for easing EPL 
[employment protection legislation, S.G.] for workers on permanent 
contracts“. Ganz ähnliche Interpretationen finden sich bei Castanhei-
ra et al. (2006) und Saint-Paul (2007). 
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Allerdings ist diese Interpretation nicht unproblematisch. Zum einen 
ist der Effekt der Reform von 1984 auf die politische Durchsetzbar-
keit der nachfolgenden Reformen schwer abzuschätzen. Zum ande-
ren bleibt in den genannte Studien unklar, ob und inwieweit die 
Initiatoren der Reform von 1984 die vermeintlichen Effekte bewusst 
einkalkuliert haben. So betont zum Beispiel Scarpetta, dass die 
nachfolgenden Arbeitsmarktkorrekturen eher aus der Einsicht gebo-
ren waren, dass der Ansatz der Reform vom 1984 nicht gefruchtet 
hat: „by [1997] it was obvious that this asymmetric liberalization of 
labour contracts was not working and the government finally decided 
to liberalize regular contracts“ (Scarpetta 2006: 276).  

Es ist darüber hinaus gut möglich, dass es sich hier um einen Se-
quenzierungseffekt handelt, der den relevanten Akteuren selbst erst 
ex post bewusst geworden ist. Dies ist auch insofern plausibel, als es 
sich hier um eine relativ langfristige Ursache-Wirkungskette handelt. 
Die erste Regierung González’ konnte schwerlich davon ausgehen, 
dass sie selbst die vermeintlichen Früchte einer konfrontativen Se-
quenzierung würde ernten können – und in der Tat war es die Regie-
rung Aznars, die letztendlich von der größeren Veränderungsbe-
reitschaft der potenziellen Reformgegner, insbesondere der Gewerk-
schaften, profitierte.  

Es scheint somit eine Art Paradoxon bei dieser Art der Durchset-
zungssequenzierung zu geben. Dass konfrontative Durchsetzungs-
sequenzierung nach Art der spanischen Arbeitsmarktreformen von 
den Initiatoren auf Regierungsseite bewusst betrieben wird, ist vor 
allem dann plausibel, wenn die relevanten Ursache-Wirkungsketten 
nicht zu unsicher und langfristig sind. Ist diese Bedingung indes er-
füllt, sind also die politischen Effekte der Sequenzierung relativ gut 
vorhersehbar, dann werden wahrscheinlich auch die potenziellen 
Reformgegner in der Lage sein, die Logik der Sequenzierung zu 
durchschauen. In diesem Fall würde die Durchsetzbarkeit der eigent-
lich angestrebten Reform nicht erleichtert, vielmehr kann der Konflikt 
über die Reform auf andere, frühere Reformen übergreifen. Die De-



Seite 96 | „Schritt für Schritt“  
  

batte um die Europäische Dienstleistungsrichtlinie kann als Illustrati-
on dieses Problems angesehen werden: Obwohl sich die Richtlinie 
auf die Produktmärkte richtete, war der Widerstand gegen sie nicht 
zuletzt durch ihre vermeintlichen Auswirkungen auf die Arbeitsmärkte 
motiviert (siehe Debrun und Pisany-Ferry 2006: 4). 

Diese Überlegungen sind insofern spekulativ, als systematische poli-
tikwissenschaftliche Fallstudienevidenz zum spanischen Fall oder 
vergleichbaren Fällen nicht vorliegt. Entsprechende Untersuchungen 
wären zweifellos lohnend.  

5.5 Institutionelle Reformen des Entscheidungssystems 
(Finnland) 

Der vierte und letzte Ansatzpunkt für Durchsetzungssequenzierung 
in Tabelle 4 ist die Einschränkung der institutionellen Macht von Ve-
toakteuren. Der Fokus liegt hier also vor allem auf der Macht von 
potenziellen Reformgegnern, die unmittelbar am Gesetzgebungspro-
zess beteiligt sind.8 Die Reformsequenz beginnt dann mit einer Ver-
änderung des formalen Entscheidungssystems mit dem expliziten 
Ziel, anschließend substanzielle „Policy“-Reformen leichter durchset-
zen zu können.  

In der neueren Literatur zur politischen Ökonomie und Sequenzie-
rung von Reformen wird die Frage institutioneller Reformen zur Re-
duzierung der Anzahl von Vetospielern regelmäßig aufgeworfen 
(Castanheira et al. 2006; Roland 2006). Dabei geht es zum einen um 
das Wahlsystem, zum anderen um das Gesetzgebungssystem (wie 
Abstimmungsregeln, Kammerstruktur etc.; siehe Ganghof 2005a). Es 
stellt sich somit die Frage, inwieweit institutionelle Reformen, die 

                                                  
8 Auch Verfassungsgerichte können unter bestimmten Bedingungen als 
Vetospieler betrachtet werden, obwohl sie nicht unmittelbar am Gesetzge-
bungsprozess beteiligt sind (Ganghof 2003). Sie werden hier jedoch ver-
nachlässigt.  
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explizit auf die Durchsetzung bestimmter „Policy“-Reformen gerichtet 
sind, ein sinnvoller Ansatzpunkt von Durchsetzungssequenzierung 
sein können. Diese Frage muss für Wahlsystem und Gesetzge-
bungssystem unterschiedlich beantwortet werden.  

Beim Wahlsystem stellt sich die Frage, ob ein Verhältniswahlrecht 
durch ein Mehrheitswahlrecht ersetzt werden sollte, um so die An-
zahl von Koalitionsparteien (parteilichen Vetospielern) zu reduzieren. 
Idealerweise würde es bei einem Mehrheitswahlsystem zu Einpartei-
enmehrheitsregierungen kommen, wodurch anschließende Refor-
men erleichtert werden könnten (Castanheira et al. 2006). Gegen-
über diesem Argument ist Skepsis angebracht (siehe auch Roland 
2004). Wahlsystemfragen sind Verfassungsfragen und sollten nicht 
im Hinblick auf konkrete Reformen entschieden werden. Grundsätzli-
che Erwägungen demokratischer Gerechtigkeit sprechen für Verhält-
niswahlsysteme (Ganghof 2005b). Aber auch jenseits von normati-
ven Fragen spricht vieles gegen den Versuch, von der Verhältnis-
wahl zur Mehrheitswahl zu wechseln, unter anderem:  

- Mehrheitswahlsysteme garantieren keineswegs Zweipartei-
ensysteme und Einparteienmehrheitsregierungen (Nohlen 
2004). 

- Die ‚Rückkehr’ von der Verhältniswahl zur Mehrheitswahl ist 
selten erfolgreich durchgeführt worden (Colomer 2005). 

- Verhältniswahlsysteme werden auch in der Bevölkerung als 
gerecht angesehen und tragen somit zur Legitimität von Re-
formen bei (Blais, Dobrzynska und Indridason 2004). 

- Auch in Einparteienmehrheitsregierungen müssen Koalitio-
nen gebildet werden, nur dass es sich dabei um innerpartei-
liche Koalitionen handelt (Laver 1999). 

- Es ist keineswegs klar, dass Länder mit Verhältniswahl bei 
der politischen Durchsetzung von Reformen weniger erfolg-
reich waren (Castanheira et al. 2006).  
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Der letzte Punkt ist hier von besonderer Bedeutung. Auch in den 
dargestellten Fallbeispielen hat sich gezeigt, dass auch bei Koaliti-
onsregierungen systematische und einschneidende Reformen mög-
lich sind. Breite Koalitionsregierungen können sogar die Bedingun-
gen für systematische Reformpolitik verbessern, indem sich – wie im 
finnischen Beispiel – einflussreiche Akteure auch durch Koalitions-
parteien repräsentiert sehen.  

Dies leitet über zur Betrachtung des Gesetzgebungssystems. Koali-
tionsregierungen erlauben insbesondere dann eine systematische 
Reformsteuerung, wenn im Gesetzgebungsprozess die Mehrheitsre-
gel gilt. Denn dann haben Koalitionsparteien einen starken Anreiz, 
sich Kompromissen nicht zu verschließen. Würden sie dies nämlich 
tun, so liefen sie Gefahr aus der Mehrheitskoalition ausgeschlossen 
zu werden. Unter den Bedingungen von Mehrparteiensystemen und 
Koalitionsregierungen kann somit die Mehrheitsregel im Gesetzge-
bungsprozess konstruktive Reformprozesse fördern (McGann 2004; 
Ganghof 2005a). Aus diesen Gründen – und aufgrund von Erwägun-
gen demokratischer Gerechtigkeit – ist der Abbau von Minderheiten-
vetos im Hinblick auf Reformprozesse generell positiv zu bewerten 
(Ganghof 2005b).  

Verfassungsreform in Finnland 

Diese Überlegungen lassen sich am finnischen Beispiel gut veran-
schaulichen. In der finnischen Demokratie gab es niemals ein Mehr-
heitswahlrecht. Ein Verhältniswahlrecht wurde schon 1906 einge-
führt, als Finnland noch ein – allerdings weitgehend autonomes – 
Großfürstentum innerhalb des Russischen Reiches war (Carstairs 
1980: 113). Nach der Unabhängigkeit Finnlands und der Verabschie-
dung der Verfassung von 1919 wurde das Prinzip der Verhältniswahl 
beibehalten. Gleichzeitig etablierte diese Verfassung aber auch insti-
tutionelle Strukturen, die einer systematischen Steuerung von Re-
formen nicht besonders förderlich waren. Die institutionellen 
Konsensanforderungen waren eher noch höher als heute in der 
Bundesrepublik Deutschland. Dies lag vor allem daran, dass eine 
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parlamentarische Minderheit von einem Drittel der Abgeordneten im 
Gesetzgebungsprozess ein Vetorecht besaß.9 Dieses parlamentari-
sche Minderheitenveto in einem Einkammersystem war die finnische 
Alternative zur Vetoposition zweiter Kammern in anderen Ländern 
(Sundberg 1992; Riescher, Ruß und Haas 2000). 

Angesichts der tiefen ökonomischen Krise zu Beginn der 90er Jahre 
sowie der strukturellen Herausforderungen von Globalisierung, de-
mografischem Wandel und dem Übergang zur Dienstleistungsöko-
nomie bemühte sich die Mitte-rechts-Regierung unter der Führung 
von Esko Aho (1991-1995) um strukturelle Reformen in der Wirt-
schafts- und Sozialpolitik. So kam es unter anderem zu empfind-
lichen sozialpolitischen Einschnitten. Die Aktivitäten der Regierung 
führten nicht nur – wie oben erwähnt – zum Widerstand der Gewerk-
schaften, sondern auch zum Widerstand der linken Oppositions-
parteien. Diese nutzten die politischen Vetorechte, um zahlreiche 
Maßnahmen der Regierung zu blockieren: „the work of the cabinet 
began to be rendered ineffective, with a series of urgent decisions 
being easily susceptible to suspension by a minority of the MPs“ 
(Sundberg 1992: 420). 

Angesichts dieser Situation erschienen institutionelle Reformen als 
grundlegende Voraussetzung für eine weitere systematische Re-
formpolitik. Während das Wahlrecht in dieser Hinsicht nicht ernsthaft 
thematisiert wurde, waren die Bedingungen für die Abschaffung der 
politischen Vetorechte der finnischen Verfassung günstig. Wie in 
anderen etablierten Demokratien auch, waren die Sozialdemokraten 
traditionell Gegner politischer Minderheitenrechte. Diese Minderhei-
tenrechte waren bei der Verfassungsgebung explizit als Schutz vor 

                                                  
9 Formal handelte es sich nur um ein aufschiebendes Veto, nicht um ein 
absolutes Veto. Der erreichbare Aufschub betrug aber bis zu vier Jahre und 
war damit in seiner Wirkung mit einem absoluten Vetorecht vergleichbar 
(Jungar 2000: 107). 
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einer „sozialistischen Übernahme“ der Verfassung eingeführt worden 
(Sundberg 1992). Nachdem diese Funktion aus Sicht der Mitte-
rechts-Regierung weggefallen war und sich die Sozialdemokraten 
seit Langem für die Abschaffung des Minderheitenvetos ausgespro-
chen hatten, stand einer Verfassungsänderung nichts im Wege. Der 
Vorschlag zur Verfassungsänderung, der von der Regierung Ahos 
ins Parlament eingebracht wurde, konnte ohne Probleme eine ver-
fassungsändernde Mehrheit erreichen. „September 1 1992 can 
therefore be seen as the date on which a long period of extreme 
consensual parliamentarism in Finland came to an end“ (Sundberg 
1992: 421).10 

Dieser Übergang zur Mehrheitsregel war auch für die oben diskutier-
ten Reformbeispiele aus Finnland von Bedeutung. Weil zum Beispiel 
die finnischen Grünen und der Linksbund für die Gesetzgebungs-
mehrheit der Regenbogenkoalition gar nicht benötigt wurden, war 
deren Aufnahme in die Regierung für die Sozialdemokraten und 
Konservativen mit einem hohen potenziellen Nutzen bei gleichzeitig 
geringen Risiken verbunden. So konnten die positiven Aspekte der 
Verhältniswahl (zum Beispiel verbesserte Beziehungen zu den Ge-
werkschaften durch Einbeziehung des Linksbundes) genutzt werden, 
ohne sich im Gesetzgebungsprozess in eine zu große Abhängigkeit 
von den linken Parteien zu begeben (siehe Ganghof 2005b). Die 
linken Koalitionsparteien agierten ständig im ‚Schatten’ der Mehr-
heitsregel. Dieser ‚Schatten’ hat wiederum wahrscheinlich auch dazu 
beigetragen, die Gewerkschaften unter Druck zu setzen: Deren gro-
ße Macht in der finnischen Renten- und Arbeitspolitik ist letztlich nur 

                                                  
10 Mit der neuen finnischen Verfassung von 2000 wurden dann auch jegliche 
Vetorechte des Präsidenten abgeschafft, sodass Finnland mittlerweile den 
vollständigen Übergang von einer semipräsidentiellen und supermajoritären 
Demokratie zu einer ‚echten’ parlamentarischen Mehrheitsdemokratie voll-
zogen hat (Ganghof 2005b). 
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delegierte Macht, welche von handlungsfähigen und reformwilligen 
Regierungen auch wieder entzogen werden könnte (Kangas 2007).  

In der finnischen Politik kann man insofern auch aus einer etwas 
erweiterten politikwissenschaftlichen Perspektive eine systematische 
Abfolge von Reformschritten erkennen. Am Anfang stand 1992 die 
Reform der Verfassung. Dann fällten die Sozialdemokraten 1995 die 
strategische Entscheidung, die Grünen und den Linksbund in die 
Regierung einzubeziehen und somit eine kooperative Reformstrate-
gie in Bezug auf die Gewerkschaften zu wählen. 1998 begann man 
mit den Maßnahmen zur Förderung älterer Arbeitnehmer und 
schließlich folgten 2005 stärkere Einschnitte in die Politik der Früh-
verrentung. Jeder der letzten drei Schritte ist wohl durch den voraus-
gehenden Schritt bzw. die vorausgehenden Schritte in seiner 
Wirkung und seiner politischen Durchsetzbarkeit gefördert worden. 
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6. Schlussfolgerungen  

Erfolgreiche Sequenzierung erfordert vorausschauende Politiksteue-
rung. Werden Probleme rechtzeitig erkannt, können mehrjährige Re-
formsequenzen geplant werden (Beispiel Finnland). Werden Proble-
me indes erst dann in Angriff genommen, wenn sie schon große 
Dringlichkeit gewonnen haben (entweder durch frühere Versäumnis-
se oder aufgrund unbeeinflussbarer Schocks), lässt der Zeitdruck 
systematische Sequenzierung auch unter generell günstigen institu-
tionellen und politischen Bedingungen kaum noch zu (Beispiele Nor-
wegen und Schweden). 

Erfolgreiche Wirkungssequenzierung ist wahrscheinlicher, wenn 
zwischen den Vetospielern große Einigkeit über die hinter der Re-
formsequenz stehende wirtschaftspolitische Theorie besteht. Ist die-
se Theorie generell kontrovers, müssen die Vetospielerkonstellatio-
nen in der Regel ideologisch ‚kompakt’ sein (Beispiel Deutschland). 
Ist sie hingegen wenig kontrovers, ist Einigkeit über die Reformse-
quenz auch in ideologisch heterogenen Vetospielerkonstellationen 
möglich (Beispiel Finnland). 

Ähnliches mag auch für Durchsetzungssequenzierung gelten. Ko-
operative Varianten dieser Sequenzierung, bei denen potenzielle 
Reformgegner am Anfang der Reformsequenz gestärkt werden, bie-
ten sich vor allem in Systemen an, in denen die Vetospielerstruktur 
starke Kooperationsanreize erzeugt (Beispiel Finnland). Konfrontati-
ve Varianten der Durchsetzungssequenzierung, bei denen potenziel-
le Reformgegner am Anfang der Reformsequenz institutionell oder 
durch „Policy“-Reformen geschwächt werden, mögen dagegen unter 
Einparteienregierungen wahrscheinlicher sein (Beispiele Großbritan-
nien und Spanien).  

Insoweit es um das Timing von Reformen im engeren Sinne geht 
(insbesondere im Hinblick auf den Konjunkturzyklus), so scheint 
angemessenes Timing vor allem dann problematisch zu sein, wenn 
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es sich um umfassende und komplizierte strukturelle Reformen han-
delt, die zwischen mehreren Akteuren ausgehandelt werden müssen 
oder sollen (Beispiel Schweden). Das ,politische’ Timing im Hinblick 
auf die Absicherung der strukturellen Reform gewinnt unter diesen 
Bedingungen Priorität über das ‚ökonomische’ Timing. Eine echte 
‚Lösung’ dieses Problems könnte wohl nur darin liegen, technische 
Fragen des konjunkturellen Timings generell systematischer von den 
grundlegenden politischen Fragen zu trennen. So könnte etwa auch 
in der Steuerpolitik die kurzfristige, eher technische Steuerung an 
eine unabhängige Experteninstanz wie die Zentralbank abgegeben 
werden, der Gesetzgeber würde dann nur die Grundlinien der Steu-
erpolitik festlegen, zum Beispiel in Bezug auf die Frage inwieweit die 
Besteuerung auf „Einkommen“ oder auf „Konsum“ als Steuerbasis 
abzielen soll (Ganghof 2004: Kapitel 2). Dieser Vorschlag wirft frei-
lich zahlreiche praktische und demokratietheoretische Fragen auf, 
die eingehender diskutiert werden müssen (Blinder 1997). 

Können ‚politische’ und ‚technische’ Fragen nicht in dieser oder ähn-
licher Weise voneinander getrennt werden, stellt sich die Frage, an 
welchem ‚Ort’ im politischen Prozess systematischer über Durchset-
zungssequenzierung nachgedacht werden sollte. Einige der hier 
vorgelegten Befunde legen nahe, diesen Ort nicht allein in Regie-
rungszentralen oder Koalitionsrunden zu sehen: Wenn es sich um 
kontroverse Formen der Wirkungs- oder Durchsetzungssequenzie-
rung handelt, können parteipolitische Rücksichtnahmen oder Rede-
verbote eine systematische Reformsteuerung verhindern. Angesichts 
der politischen Uneinigkeit über angemessene Reformen muss das 
systematische Nachdenken über Reformsequenzen schon in den 
strategischen Zentralen der Parteien beginnen. Fragen der Reform-
sequenz sind dann möglicherweise eng verbunden mit Fragen der 
Bildung von Regierungs- und Gesetzgebungskoalitionen (Beispiel 
Finnland).  

Sequenzierung kann auch bedeuten, im ersten Reformschritt die 
Notwendigkeit der Koalitionsbildung zu reduzieren. Es geht dann um 
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Durchsetzungssequenzierung, die an der institutionellen Macht von 
Vetoakteuren oder einflussreichen Akteuren ansetzt. Diese Form der 
Sequenzierung kann sehr wirksam sein, geht aber auch mit großen 
Risiken einher. Erstens gibt es in allen komplexen demokratischen 
Gesellschaften einen hohen Bedarf an Kooperation und Kompro-
missbildung, sodass konfrontative Strategien langfristig schädliche 
Folgen haben können. Zweitens ist es unklug, institutionelle Refor-
men mit dem engen Fokus auf eine bestimmte Reformagenda 
durchzusetzen. Generelle normative und empirisch-analytische Er-
wägungen sprechen gegen den Versuch, von Verhältnis- zu Mehr-
heitswahlsystemen überzugehen, aber für den Versuch, die Mehr-
heitsregel im Gesetzgebungsprozess zu stärken (Beispiel Finnland). 
Die zum Teil abgeschlossenen und zum Teil andauernden Bestre-
bungen zur Reform des deutschen Föderalismus – und damit indirekt 
des deutschen Zweikammersystems – gehen insofern in die richtige 
Richtung. Zu beachten ist allerdings, dass es mit dem Bundesverfas-
sungsgericht einen weiteren Vetoakteur gibt, der den Handlungs-
spielraum des Parlaments und damit auch dessen Fähigkeit zur 
Sequenzierung von Reformen einschränken kann.  

Trotz dieser thesenförmigen Schlussfolgerungen gibt es erheblichen 
politikwissenschaftlichen Forschungsbedarf zum Thema der Se-
quenzierung von Reformen. Vor allem erscheint es notwendig, Re-
formprozesse unter dem Blickwinkel der Sequenzierung im Detail zu 
untersuchen. Selbst in den Fällen, die in der Literatur als Beispiele 
gelungener oder gescheiterter Reformsequenzen gehandelt werden 
(Finnland, Norwegen, Spanien, Schweden) fehlen hinreichend detail-
lierte Informationen über die Motive und Abwägungen der handeln-
den Akteure. Hier zeigt sich das generelle Problem, dass detaillierte 
politikwissenschaftliche Fallstudien häufig nicht im Hinblick auf fo-
kussierte theoretische Fragestellungen, sondern im Hinblick auf be-
stimmte Reformergebnisse ausgewählt und durchgeführt werden 
(„Warum ist Reform in Land A aber nicht in Land B gelungen?“; 
Ganghof 2005c). Es gibt einen erheblichen Bedarf an detaillierten, 
theoretisch fokussierten politikwissenschaftlichen Fallstudien, die 



„Schritt für Schritt“ | Seite 105               

Reformprozesse über längere Zeiträume verfolgen – auch und gera-
de im Hinblick auf die Wahl von Reformsequenzen. 
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